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Einleitung. 

~SV ie verschieden sich auch nach Ort und Zeit die 
Staaten entwickelt haben mogen, als ein gemeinsamer Grund- 
zng zeigt sich Uberall die Zusammenfassung von Land und 
Volk unter einer hSehsten Obrigkeit. Diese Unabhiingig- 
keit des Staates von jeder hôheren Gewalt bat sich nicht 
immer mit gleicher Entschiedenheit Geltung verschafFen 
konnen. Gleichwohl war sie stets ein charakteristischer 
Zug im Wesen des Staates. Mit besonderer Energie hat 
aber der moderne Staat diese Eigenschaft der Unabhitngig- 
keit in sich ausgepragt, und seit einst Bodin den Begriff 
der Souverânetat entwickelte, herrscht dariiber kaum ein 
Zweifel mehr, dafs allein dem Staate die hochste, von jeder 
anderen unabhttngige Gewalt innewohnt. 

Mit dieser staatlichen Unabhiingigkeit, wie wir sie aus 
der Fttlle der Erscheinungen des konkreten Staates ent- 
nehmen, stcht nun aber die Thatsache im Widerspruche, 
dafs es stets reehtlieh anerkannte Abhfingigkeitsverhaltnisse 
der Staaten von einander gegeben hat. Es erwitchst daraus 
das Problem , an sich widerspruchsvolle Erscheinungen zu 
erklaren und zu rechtfertigen. 

Wie die Natur des Staates mannigfaltig gewechselt hat, 
der Staatsbegriff nicht immer derjenige war, den die Gegen- 
wart zu Grunde legt, so haben auch die Itechtsformen der 
Abhitngigkeit eines Staates von einem anderen vielfachen 
Wandlungen unterlegen. 

Staata- u. vOlkerrechtl. Abhandl. I. 5. — Bornhak. 1 
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Das Altertum mit seinem stark ausgepragten Staats- 
bewufstsein, verrnag sich die Abliflngigkeit eines Staates 
von einem anderen nur in der Weise zu denken, dais der 
Staat selbst durch seinen freien Willen sich in der Be- 
thâtigung seines unabhangigen Rechtes zu Gunsten eines 
anderen Staates beschrankt. So wird das ungleiche Bündnis 
unter den Staaten des Altertums die fast ausschliefsliche 
Form staatlicher Abhangigkeit. 

Dem Mittelalter ist dagegen der Begriff einer allum- 
fassenden Staatsgewalt wieder fremd geworden. Es kennt 
nur peraonliche Rechte der Obrigkeit, denen ebensolche 
Rechte der Unterthanen gegeniiberstehen. Das Mittel, einen 
Staat von einem anderen in Abhangigkeit zu versetzen, be- 
steht daher darin, dafs die Obrigkeit des einen in das per- 
sOnlicho Treuverhaltnis des Lehnrechtes zu der Obrigkeit 
des anderen tritt. Die Lehnsabhangigkeit ist daher die 
das Mittelalter beherrsehende Rechtsform. Erst als die per- 
sonliche Obrigkeit sich zur Machtflille der modernen Staats- 
gewalt entwickelte, erwiesen sich die lehnrechtlichen Formen 
der Abhangigkeit als unzureichend. Wie aber ein Zeitalter 
sich nur schwer von den iiberkommenen Rechtsformen los- 
reifst, auch wo diese ihre innere Bedeutung verloren haben, 
so liât die Lehnsabhangigkeit einzelner Staaten von anderen 
das Mittelalter um mehrere Jahrhunderte tiberdauert. Ein 
paar letzte Reminiscenzen finden sich noch in dem Reclits- 
institute der Suzeranetat der Türkei iiber ihre Vasallen- 
staaten. 

Eine eingehende Erorteruug dieser friiheren Rechts- 
formen staatlicher Abhangigkeit ist hier nicht beabsichtigt. 
Wir haben es nur zu thun mit denjenigen Modalitaten, in 
denen die moderne Staatenwelt die Abhangigkeit eines 
Staates von einem anderen rechtlich zum Ausdrucke bringt. 
Diese BeschrBnkung ist uni so eher am Platze, als die be- 
treflenden volkerrechtlichen lnstitutionen der Gegenwart 
mit denen der Vergangenheit in keinerlei Rechtskontinuitat 
stehen, sich hôchstens noch einige geringe Anklange an 
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letztere vorfinden. Dementspreehend werden unter den 
einzelnen Abhiingigkeitsverhaltnissen auch nur die der 
Gegenwart beriicksichtigt, die der Vergangenheit dagegen 
nur insoweit, als sie mit dem Wesen des modernen Staates 
vereinbar sind und in gleicher Art jederzeit wieder ent- 
stehen konnten. 


1 * 
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Die Litteratnr. 


JJie altéré volkerrechtliche Litteratur, entstanden in der 
Période der Entwicklung des modernen Staates, kennt noch 
keine besonderen Institute dev Abhangigkeit, sondern hait 
sich an die aus Altertum und Mittelalter überkommenen 
BegrifFe. 

So erwahnt Grotius 1 nur , dafs un ter den Begriff des 
ungleichen Bilndnisses, welclies dem einen Teile eine hervor- 
ragende Rechtsstellung vor dem anderen gebe, aueh die Jura 
protectionis, advocatiae et mundeburdii fielen, ohne weiter 
zu definieren, was er unter diesen drei genannten Rechts- 
verlialtnissen versteht. Pufendorf 2 fafst aile Abhangigkeits- 
verhaltnisse der Staaten von einander unter dem BegrifFe 
des ungleichen Bilndnisses zusammen. Dabei erkennen 
jedoch beide an, dafs durch das ungleiche Btindnis, wenn 
durch dasselbe der eine Staat wesentliche Souveranetatsrechte 
preisgîebt, unter Umstanden eine Schmalerung (immînutio) 
der Souverünetat dieses Staates, ja sogar der vollstiindige 
Übergang derselben auf den Mitkontrahenten herbeigeftihrt 
werden kônne. Inwîefem eine solche Schmülcrung der 
Souveranetat, in der sowohl Grotius wie Pufendorf die 


1 De jure belli ac pacis lib. I, cap. 9 § 21. 

2 De jure nat. et gentiuin lib. VIII, cap. 9 § 4. 
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hochste, keinem fremden Willen unterworfene Gcwalt er- 
kennen, tiberhaupt môglich, und ob diese Schmalerung bezw. 
dieser Übergang der Souveriinetat juristisch oder nur poli- 
tiseh zu verstehen ist, bleibt dabei dahingestellt. 

Jedenfalls boten diese Anregungen J. J. Moser , bei 
dem die Schiirfe der Begriffsbestimmung nicht mehr als 
ailes zu wünschen iibrig lafst, Veranlassung, die Schmitlerung 
der SouverUnetftt zvveifellos auf das juristische Gebiet zu 
verpflanzen und den Begriff der Halbsouveranetat aufzu- 
stellen 8 . Wâhrend auch ihm die Souverilnetiit die Eigen- 
schaft des Staates als unabhangiger hoehster Gewalt wenig- 
stens in weltlichen Dingen ist, niinmt er keinen Anstand, 
diese staatliche Eigensehaft zu teilen. Die halbsouveriinen 
Staaten sind naeh ihm nicht ganz souverün , weil sie ein 
wahres und wirkliches Oberhaupt iiber sich hatten, dem sie 
in vielen Stiieken gehorchen miifsten; andererseits hatten 
sie Majestatsrechte von der Art, wie sie sonst nur ganz un- 
abhangige Staaten besafsen. Zu den halbsouveranen Staaten 
rechnet Moser die deutschen Reichsstande, einige vom Reiche 
noch abhangige italienisehe Fürsten, Kurland, die Moldau 
und die Walacheî. Das Prototyp bilden hiernach augen- 
scheinlich die Territorien des alten Reiches, also eine Staaten- 
bildung mit lehnrechtlichen Abhangigkeitsverhaltnissen, die 
einer vergangenen Période staatlicher Entwicklung an- 
gehort. 

Dagegen steht Vattel 4 bereits vollstandig auf dem 
Boden moderner staatlicher Entwickelung. Die Souverânetat 
ist ihm die wesentliche Eigensehaft des Staates, unabhangig 
zu sein von jeder hoheren Gewalt. Jede Nation, die sich 
selbst regiert, ohne Abhangigkeit von irgend einem Fremden, 
ist ihm ein souveraner Staat. Eine Teilung dieser Eigen- 
schaft staatlicher Unabhüngigkeit ist nattirlich nicht môglich. 
Ein Staat, der sich um seiner Sicherheit willen unter den 

3 Versuch des neuesten Europàisclien Vôlker-Rechts I, S. 26. 

* Le droit des gens ou principes de la loi naturelle appliquée aux 
nations et aux souverains, Amsterdam 1775, S. 12 fï. 
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Schutz eines anderen raâchtigeren stellt und dagegen mehrere, 
diesem Schutze gleichwertige Verpflichtungen libernimmt, 
hôrt daher, wenn er sich dabei weder seiner Regierung noch 
seiner Souverftnetttt beraubt, nicht auf, zu den souveranen 
Staaten zu gehoren, die kein anderes Gesetz als das Vôlker- 
recht anerkennen. Er kann daher auch volkerrechtliche 
Vertriige schliefsen , wenn er in dem Schutzvertrage nicht 
ausdrücklich darauf verzichtet liât. Docli diirfen die Ver- 
trâge nicht dem Schutzvertrage zuwiderlaufen , z. B. den 
Feinden des Protektors Hilfe versprechen. Wenn dagegen 
ein Volk der Herrsekaft eines anderen unterworfen ist, so 
bildet es keinen Staat mehr und steht daher auch nicht 
mehr unmittelbar unter dem Vôlkerrechte. Hierher hittten 
z. B. die den Rômern unterworfenen VSlker und Kônig- 
reiche gehort, welche zwar die innere U nabhângigkeit be- 
safsen, sich durcli ihre eigenen Gesetze und Obrigkeiten 
regierten, aber nach aufsen allen Betehlen Roms folgen 
mufsten, keinen Krieg unternehmen, keinen Vertrag und 
kein Biindnis abschliefsen durften. Der nebelhafte Begriff 
der Halbsouverânetat ist hier wieder verschwunden. Die 
Abliftngigkeit liegt entweder nur auf politischem Gebiete 
und stellt sich volkerrechtlich dar als vertragsmitlsige Selbst- 
beschritnkung, welche die staatliche Souverilnetat nicht be- 
eintrachtigt, oder sie hebt die Souveninetat und damit die 
staatliche Existenz Uberhaupt auf. 

Dagegen taucht bei G. F. Martens 5 6 und Kltiber* 1 wieder 
der Begriff der Halbsouveranetat auf. Derselbe wird aber 
juristisch annehmbarer gemacht als bei seinem Erfinder 

J. J. Moser durch eine andere Begriffsbestimmung der 
Souveranetat. Ihr Wesen wird nicht in der negativen Eigen- 
schaft der staatlichen Unabhangigkeit gesehen, welche selbst- 
verstandlich unteilbar und unbeschrankbar ist, sondern in 


5 Précis du droit des gens moderne de l’Europe, Paris 1831, S. 91 ff. 

6 Offentliches Recht des teutschen Rundes und der Bundesstaaten, 
3. A., Frankfurt a. M. 1831, S. 304, Europaisches V T ôlkerreckt, 2. Aufl., 
Schatfhausen 1831, S. 28. 
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der Gesamtheit der staatlichen Herrschaftsrechte. Martens 
erklart für die Souverftnetüt die Vereinigung der drei Ge- 
walten , eine Deiinitiou , die allerdings schon von seinent 
Kommentator Pinheiro-Ferreira für eine der ungenauesten 
bezeiehnet wird, die jemals gegeben sei, Klüber den In- 
begriff der einem unabhftngigen Staate nach innen und naek 
aufsen zustehenden Rechte. Gleichwohl versuchen weder 
Martens noeh Klüber, wie raan nach diesem Ausgangspunkte 
vermuten sollte, die Halbsouvoranetàt damit zu begrüuden, 
dafs eine Teilung der staatlichen Herrschaftsrechte statt- 
fande, sondern hier spielt wieder die Frage der staatlichen 
Unabhângigkeit hinein. Martens geht dabei aus von dem 
Verhaltnisse der Staaten Deutschlands zum alten Reiche. 
Diese hatten zwar eine Terri torialge walt gehabt, sich aber 
gleichwohl nicht als vollkomraen souveran betrachten konnen, 
da sie der gesetzgebenden und richterlichen Gewalt von 
Kaiser und Reich uuterworfen waren. Derzeit (1831) ge- 
hortcn unter diese Kategorie noch die Ionischen Inseln, 
die Fürstentümer Moldau und Walachei und Poglizza in 
Dalmatien. Martens wie Klüber nehmen eine Halbsouveriine- 
tüt dann als vorhanden an, wenn ein Staat bezüglich ein- 
zelner Angelegenheiten der Obergewalt eines fremden 
Staates uuterworfen, im übrigen aber unabhangig ist. 

Dieser Théorie schliefsen sich im allgemeinen Bluntschli 7 
und Wheaton 8 an. Ersterer sieht in der Halbsouverünetat, 
die er ohne weiteres als môglich anerkennt, eine dauernde 
Beschrankung durch eine übergeordnete hôhere Souverànetàt, 
ohne im einzelnen zu specialisieren , worin diese dauernde 
Beschrankung besteht. Wheaton , der diese Ansicht teilt, 
ergânzt sie dahin, dafs besonders die Fiihigkeit, internationale 
Vertrâge zu schliefsen, bei den halbsouveranen Staaten im 
allgemeinen eine besehriinkte sei. 

Heffter 9 erkiart, das Schutzverhaltnis (droit de protection) 

7 Das moderne Vôlkerrecht, 2. A., Nërdlingen 1872, S. 68. 

8 Eléments dn droit international, Leipzig 1848, I S. 43, 227. 

9 Vôlkerrecht, 7. A., Leipzig 1882, 8. 46. 
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sei dem Wortbegriffe nach der Schutz der vollkommenen 
Unabhüngigkeit des Schutzstaates gegen andere MUchte. 
Hieraus folge die Pflickt des Schutzstaates, sich in der 
aufseren Politik nicht von der des schutzherrlichen Staates 
zu trennen y.nd sein inneres Verhalten nach den Weisungen 
des Schutzherren einzurichten , wenn dasselbe zu Verwick- 
lungen mit dem Auslande führen konnte. Aufserdem nimmt 
HefFter den Begriff einer Halbsouveranetat an. Er giebt 
zwar zu, dafs die Halbsouveranetat ein tiberaus vager Be- 
griff, ja beinahe ein Widerspruch in sich sei, da der Aus- 
druck Souveranetiit gerade die absolute Négation jeder 
aufseren Abhangigkeit anzeige, und eine Beschrankung 
dieser Négation im allgemeinen eine unbestimmbare Menge 
von Abstufungen zulasse, welche sich nicht auf Zahlen- 
verhaltnisse zurückfiihren liefsen. Insofern jedoch die 
Souveranetat eine wesentlich doppelte Bedeutung und Wirk- 
samkeit habe, eine aufsere, anderen Staaten gegenüber, und 
eine innere, in dem Bereiehe des eigenen Staates, wovon 
letztere freilich auch regelmafsig die Basis der ersteren sei, 
konne man, \vo zwar diese Basis vorhanden, jedoch die 
aufsere Wirksamkeit durch eine hohere Macht gehemmt sei, 
das Verhaltnis der Staatsgewalt eine Halbsouveranetat nennen. 
Im librigen scheint HefFter nicht anzunehmen, dafs durch 
Eingehung eines Schutzverhàltnisses der Schutzstaat unter 
allen Umstanden zu einem halbsouveranen werde. 

Phillimore 10 nimmt unter Verweisung auf Grotius an, 
ein Staat kônne sich mit oder ohne Verlust seiner inter- 
nationalen Existenz unter den Schutz eines anderen stellen. 
Ein unabhangiges Glied der europaischen Gemeinschaft, 
d. h. eine volkerrechtliche Personlichkeit , sei aber der 
Schutzstaat nur dann geblieben, wenn er mit anderen 
Machten verhandeln, Krieg erklaren und Frieden schliefsen 
konne ohne Rücksicht auf den Willen des Protektors. 


10 Comraentaries upou iuternatioual law , 2. édition , London 1871, 
Bd. 1, S. 97 ff., Bd. 2, S. 69. 
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Dièse Fahigkeit miisse er aber nicht nur rechtlich, sondera 
auch thatsüchlich haben, weshalb z. B. die Rheinbundstaaten 
nicht- souveriln gewesen seien. Die Staaten, denen jene 
Fahigkeit fehle, wtirden jedoch in gewissen Beziehungen 
wie unabhangige behandelt und daher halbsouv^rîin genannt. 

Auch Calvo 11 , der im Anschlusse an die Ausfiihrungen 
Vattels in der unabhftngigen Selbstregierung , jedoch vor- 
wiegend beziiglich der inneren Angelegenheiten, das Wesent- 
liche der Souverünetat sieht, unterscheidet zwisehen Pro- 
tektoratsverhaltnis und I lalbsouverünetat. Ersteres soll darin 
bestehen, dafs ein Staat verpflichtet ist, einen anderen, 
schwHcheren, unter allen Umstiinden zu verteidigen, und 
soll die Souverhnetat des Schutzstaates an und für sich 
nicht derart berühren , dafs es diesen von den vôlkerrecht- 
lichen Beziehungen ausschlosse. Die Halbsouveranetat ist 
dagegen die Untcrwerfung des halbsouveranen Staates hin- 
sichtlich seiner Beziehungen mit dem Auslande unter eine 
fremde Macht. Dieses Verhaltnis konne die Folge einer 
politischen Organisation, eines ungleichen Bündnisses oder 
eines Protektorates sein, doch sei dies keineswegs notwendig. 
Calvo hait daher z. B. Krakau trotz des Einflusses der 
drei Schutzmachtc auf diesen Staat für ein auch in seinen 
internationalen Beziehungen unabhüngiges Staatswesen. 

Die Ansicht von Calvo wird vollstHiulig geteilt von 
Sir Travers Twiss 12 und Pradier-Fodéré ,8 . Ersterer erklârt 
die lonisehen Inseln wahrend des englischen Protektorates, 
letzterer Tunis unter dem franzosischen für protegiert souve- 
rane Staatswesen. 

Dagegen geht Arntz 14 bei Untersuchung der Verhalt- 


11 Le droit international, 3. édit., Paris 1880, Bd. 1, S. 146 ff., 
173 ff., 633. 

12 The Law of Nations, 2. A., Oxford 1884, Bd. 1, S. 25 ff. 

18 Vattel, Droit des gens, uouv. édit. p. Pradier-Fodéré, Paris 1863, 
I, S. 479, sowie Traité de droit public européen et américain vol. I, 
Paris 1885, S. 176 ff. 

14 De la situation de la Roumanie au point de vue du droit inter- 
national, in der Revue de droit international, Bd. 9, 8. 18 ff. 


Digitized by Google 



11 


I. 5. 

nisse der Donaufürstenttimer wieder aufVattel zurück und 
leugnet gleich diesem den Begriff der Hulbsouveranetat 
bezw. der Suzeranetat überhaupt. Er führt dabei aus, das 
Wort „Suzeranetat“ sei ein Ausdruck des Lehn redites, 
indera es die Gesamtheit der Rechte des Lehnsherren gegen 
seinen Vasallen bezeichne, und sei zu Unrecht in das 
Volkerrecht übernommen, wo es keinen klaren Begriff aus- 
drücke. Jedenfalls habe die Suzeranetat nichts gemein mit 
der Souveranetat, denn oft sei der Unterthan Suzeran seines 
Souverans gewesen. Speeiell die Donaufürstentiimer seien 
(vor 1878) ein vollkoimnen souveraner Staat. Durch den 
Pariser Vertrag, welcher der Pforte verschiedene Rechte 
iiber die Flirstenttimer beilege, sei Rumanien nicht gebunden, 
da es, obgleich sonveran, zu dem Vertrage nicht zugezogen 
sei. AVier auch abgesehen davon thaten die Rechte der 
Pforte gegentiber Rumanien der Souveranetat desselben 
keinen Eintrag, und zwar die Suzeranetat nicht aus dem 
oben angefiihrten Grunde, die Investitur nicht aus dem- 
selben Grunde, der Tribut nicht nach allgemein anerkannten 
Grundsatzen und endlich das Interventionsrecht der Pforte 
nicht, weil dieses in dem Pariser Vertrage eher negiert als 
anerkannt sei. Aueh in der Klausel bezüglich der Vertrage 
liege keine Négation des Vertragsrechtes Rumaniens, dieses 
sei gleichwohl vertragsfahig. Der Ansicht von Arntz ist 
im wesentlichen auch Ed. Engelhardt 1B . 

F. v. Martens 16 sieht in der Halbsouveranetat thatsach- 
lich einen Modus vivendi zwischen widerstrebenden Inte- 
ressen und ein Übergangsstadium , staatswissenschaftlich 
hait er sie dagegen für einen Nonsens, da der Staatsbegriff 
jede Modalitat der Unselbstandigkeit ausschliefse. 

Jellinek 11 erklart die Souveranetat, die nach ihm in 


16 La Turquie et les principautés Danubiennes sous le régime des 
capitulations a. a. O. Bd. 11, S. 532. 

16 Volkerrecht, Deutsche Ausgabe von Bergbolim, Berlin 1883, Bd. 1, 
S. 250. 

17 Lehre von den Staatenverbindungen, Wien 1882, S. 35 ff., 126 ff., 

137 6. 
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der ausschlielslichen Verpflichtbarkeit des Staates dur ch 
se in en eigenen Willen besteht, für uotwendig unteilbar. Da- 
gegen sei es moglich, da das staatliche Herrschaftsrecht 
nur in dem Besitz eigener, d. h. rechtlich nicht kontrollier- 
barer Rechte bestehe, dafs es nicht souverane Staaten gebe. 
Je nachdem der abhüngige Staat souverain bleibt oder nicht, 
wird unterschieden zwischen der Protektion, die z. B. bei 
Krakau und den Ionischen Iuseln vorgelegen habe, und 
dem Staatenstaat. Letzteres Verhâltnis konne nur entstehen, 
wenn Tcile eines souverünen Staates von diesem mit zu 
eigenem Rechte zustehender staatlicher Mucht ausgestattet 
würden. Es sei insofern ein unorganisches, als jede direkte 
Beziehung zwischen dem Oberstaate und den Unterthanen 
des Unterstaates fehlten. Die gegenseitigen Beziehungen 
würden geregelt durcli Vertrüge in der Form von Gesetzen 
des Oberstaates. 

Brie 18 unterscheidet, je nachdem das Interesse des 
herrschenden oder des abhangigen Staates das Verhiiltnis 
bestimmt, zwischen Herrschaft und Schutzgewalt. Bei ersterer, 
worunter z. B. Transvaal liele, sei die Souveranetàt des ab- 
hüngigen Staates eine eingesehrankte, relative. Eine Unter- 
art der Schutzgewalt bilde die Suzeranetftt. 

v. Bulmerineq 19 und Neumann 80 schreiben dem halb- 
souveranen Staate nur die innere Souverünetitt zu, wührend 
sie ihm die iiufsere Souvent netüt, die allein der herrscbende 
Staat besitze, absprechen. Auf die juristische Moglichkeit 
einer solchen Teilung gehen aber beide ebensowenig ein 
wie auf die Frage, ob die Halbsouveranetât die notwendige 
Folge jedes staatlichen Schutz- oder Abhangigkeitsverhült- 
nisses ist. 

Heilborn 21 hait bei dem Protektoratsverhaltnisse die 

18 Théorie der Staatenverbindungen, Stuttgart 1886, S. 30. 

19 Vülkerrecht in v. Marquardsens Handbuch (Freiburg i. B. und 
Tiibingen 1884) Bd. 1, Abt. 2, S. 193. 

20 Grundrifs des heutigen*europSisclien Vôlkerrechts, 3. Aufl , Wien 
1885, S. 18. 

81 Das vôlkerrechtliche Protektorat, Berlin 1891, S. 50. 
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Unterstanten nicht ftir souverttn , sie seien entweder hand- 
lungsunftthig oder beschrankt handlungsftthig und deshalb 
nur halbsouveran. Zu ersteren gehdrten die tlirkischen 
Vasallenstauten. Der Unterschied selbst werde praktisch 
beim Abschlusse von Vertragen. 

Die Litteratur ist also liber das Wesen der einseitigen 
staatlichen Abhftngigkeitsverhttltnisse noch lange nicht zu 
einem abschliefsenden Ergebnisse gelangt. Seit Vattel bis 
in die neueste Zeit bei Arntz, Engelhardt und ganz be- 
sonders bei F. v. Martens kommt immer wieder mit Ent- 
schiedenheit der Gedanke zum Durchbruche, dafs die Sou- 
veranetat als wesentliche Eigenschat't des Staates diesem 
nicht teilweise entzogen sein kônne, die Abhangigkeit daher 
immer nur eine vorwiegend politische sei und in der ver- 
tragsmafsigen Beschrttnkung der Ausübung einzelner Rechte 
des abhangigen Staates bestehe. Andererseits kann man 
den thatsachlich bestehenden Abhàngigkeitsverhaltnissen 
nicht jede volkerrechtliche Bedeutung absprechen. So 
kommt es, dafs, entgegen allen Anforderungen der juristi- 
schen Logik, sich der von J. J. Moser erfundene unklare 
Begriff der Halbsouverttnetat bis in die neueste Zeit 
behauptet hat. Eine ganze Reihe von Schriftstellern er- 
klart ihn ftir unhaltbar, ninirat ihn aber gleichwohl auf. 
Mag man das Wesen der Halbsouverttnetat mit J. J. Moser, 
Kliiber, G. F. Martens, Bluntschli und Wheaton darin sehen, 
dafs der halbsouverane Staat in einigen Beziehungen einer 
anderen staatlichen Macht untergeordnet ist, oder mit Heffter, 
Phillimore und Calvo in einer Teilung nach vôlkerrecht- 
licher und staatsrechtlicher Souverttnetttt zvvischen Schutz- 
maeht und Schutzstaat, die begrifFliche MSglichkeit der 
Halbsouversinetiit ist von keiner Seite dargetban. Jedenfalls 
kann die Ansicht als die gegenwttrtig in der vol ker réel it- 
lichen Litteratur herrschende bezeichnet werden, dafs es 
Abhttngigkeitsverhttltnisse geben kann, welche die Souvertt- 
netat des abhiingigen Staates nicht beeintrttchtigen, dafs da- 
gegen bei anderen eine Teilung der ttulseren und inneren 
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Souverânet&t zwischen Schutzmacht und Schutzstaat statt- 
finde. Demgegenüber liât Jellinek versueht, die in dem 
deutschen Reichsstaatsrechte zur Geltung gelangte Ansieht, 
dafs es nicht souverüne Staaten geben konne, auf die Ab- 
hangigkeitsverhaltnisse der letzteren Art zu übertragen. Im 
wesentlichen auf demselben Gedankengange beruht die Aus- 
führung von Heilborn, dafs zwischen beschrfinkt handlungs- 
fàhigen und handlungsunfâhigen Staaten zu unterscheiden 
sei, nur kann die privatrecbtliche Analogie zur Klarung des 
Verhaltnisses wenig beitragen. Verfehlt ist der Versuch 
von Brie, die einzelnen Abhangigkeitsverhaltnisse auf die 
Yerschiedenheit der Interessen zu gründen. 
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§ 2 . 

Die vollstândige Inkorporation. 


W enn ein Gebietsteil einem Staate vollstandig einver- 
leibt ist , so wtirde zu einer Erorterung dieser Thatsache 
unter den einseitigen Abhangigkeitsverhaltnissen nnter 
Staaten an sich kein Grund vorliegen. Einzelne Gebiets- 
teile eines Staates nehmen jedoch wegen der raumlichen 
Trennung, wegen der Verschiedenheit der ethnischen und 
socialen Verhaltnisse, wegen der Verschiedenheit der histori- 
schen Entwieklung vielfach eine Sonderstellung ein. Ins- 
besondere haben sie hüufig ihre besondere Verfassung und 
Verwaltung und einzelne andere Kriterien, die man sonst 
nur bei Staaten zu finden gewohnt ist. Es bedarf daher 
einer besonderen Feststellung, weshalb solche staatenahn- 
lichen Gebilde gleichwohl nicht als Staaten , sondern nur 
als integrierende Bestandteile eines solchen betrachtet werden 
konnen, und somit ein Abhangigkeitsverhaltnis eines Staates 
von einem anderen nicht vorliegt. 

Zunachst sind die Kolonien der europaischen Staaten 
nicht ihrerseits wieder Staaten, sondern integrierende Be- 
standteile der Kolonialmacht, welche dieselben auf Grund 
volkerrechtlicher Erwerbstitel fur sich erworben hat. Aber 
auch staatsrechtlich fehlt ihnen jede Individualitat, sondern 
sie sind nur raumlich getrennte Bestandteile des Mutter- 
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landes. Nur in einer staatsrechtlichen Richtung nehmen 
sie eine Sonderstellung ein , indem fur die meisten Staaten 
die Bewohner der Kolonien an der Wahl der Volksver- 
tretung des Mutterlandes nicht beteiligt, und deshalb die 
Kolonien nicht Bestandteil des Staatsgebîetes im Sinne eines 
bestimmten Gesetzes, der Verfassungsurkunde, sind. Wenn 
die Kolonien auch nicht die Eîgenschaften von Staaten 
haben, so ist doch damit nicht ausgeschlossen , dafs ihnen 
die juristische Personlichkeit und eine weitgehende Auto- 
nomie bei Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten bei- 
gelegt wird. 

Der staatenflhnliclie Charakter tritt besonders bei den 
grôlseren englischen Kolonien mit europ&ischer Bevolkerung 
hervor *. Da finden sich eigene Parlamente und paçlamen- 
tarische Ministerien, ja in der British North America Act 
vom 29. Mitrz 1867 — 30 et 31 Vict. chapt. 3 — ist zum 
ersten Male der Versuch gemacbt worden, eine Reihe von 
Kolonien unter einer bundesstaatsflhnlichen Verfassungzu ver* 
einigen. Trotz zahlreicher Analogien mit einem Staate fehlt 
diesen selbstandigen Kolonien eine wesentliehe Eigenschaft 
desselben, sie haben nach keiner Richtung hin ein eigenes, 
von httherer Gewalt unabhangiges Herrschaftsrecht. Über 
ihnen steht stets die Gesetzgebung des englischen Parla- 
ments, von dem sie sogar in der Regel ihre Verfassungen 
empfangen, das'jedenfalls jederzeit zu einer Anderung der- 
selben in der Lage ist. Die Gouverneure wcrden von der 
englischen Krone unter Mitwirkung des dem englischen 
Parlamente allein verantvvortlichen Staatssekretftrs der Ko- 
lonien ernannt. Juristisch sind daher auch die selbstftndigen 
Kolonien nichts anderes als Kommunalverb&nde und, wenn 
das Mutterland ihrer Autonomie einen weiten Spielraum 
lalst, so wird dadurch die Thatsache seines ausschliefslichen 
staatlichen Herrsehaftsrechtes in keiner Weise beeintrttchtigt. 
Selbst wenn die Kolonien wie nach dem Projekte der austra* 

1 Vgl. E. Creasy, The Impérial and Colonial Constitutions of the 
Britannic Empire, London 1872. 
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lischen Bundesverfassung sich Staaten nennon sollten, wtirde 
(lies noch nicht beweisen, dafs sie solche sind. Zweifellos 
ist allerdings, dafs man in diesen Kolonien werdende Staaten 
zu sehen hat. Ihr staatlicher Charakter würde aber erst 
zur Geltung kommen künnen mit Abschtittelung der Supré- 
matie des Mutterlandes entweder durch den Abfall von 
demselben oder dadurch, dafs sie mit demselben auf der 
Basis der Gleichberechtigung in ein Foderativsystem oin- 
treten. 

Auf dem kolonialrechtlichen Gebiete der vollstândigen 
Inkorporation liegt auch das durch Schutzvertriige begründete 
sogenannte kolonialrechtliche Protektorat. Ein vcilkerrecht- 
liches Verhaltnis von Staat zu Staat ist hier aus dem ein- 
fachen Grunde nicht vorhanden , weil eine einheimische 
Staatsgewalt im Sinne des europilischen Volkerrechtes nicht 
existiert, sondern nur einzelne, von einander unabhSngige 
Stamme und Dorfschaften vorhanden sind. Ein solches der 
staatlichen Organisation entbehrendes Gebiet gilt als vcilker- 
rechtlich herrenlos und ist der vSlkerrechtliehen Occupation 
unterworfen. In neuester Zeit ist es jedoch üblich geworden, 
mit den einheimischen Hauptlingen besondere Vertrage zu 
schliefsen, vermoge deren diese sich unter den Scliutz der 
kolonisierenden Macht stellen. Diese sogenannten Schutz- 
vertrBge sind nicht vôlkerrechtlicher Natur, da sie nicht 
von Staat zu Staat abgeschlossen sind. Obgleich ihnen der 
Gedanke zu Grunde liegt, dafs auch in den einheimischen 
Gewalten die Ansatze einer Staatsgewalt zu achten sind, 
und sie deshalb nur mit ihrem Willen der fremden Staats- 
gewalt unterworfen werden konnen , entbehrcn doch die 
Schutzvertrage des Vertragscharakters im Rechtssinne. Sie 
sind jedoch nicht volkerrechtlich bedeutungslos, da sie nach 
der gegenwartigen vôlkerrechtlichen Praxis dem erwerbenden 
Staate ein Jus ad rem geben und die Occupation durch 
einen fremden Staat ausschliefsen. Der wirkliche Erwerb 
volkerrechtlich herrenlosen Gebietes , mag ein Schutz- 
vertrag vorangegangen sein oder nicht, kann sich aber 

Staats- u. vOlkerrechtl. Abhandl. I. 5. — Bornhak. 2 
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immer nur durch den originüren Erwerbsakt der Occupation 
vollziehen 2 . 

Jedenfalls haben diese quasi volkerrechtlichen fSchutz- 
vertriige Veranlassung gegeben, das Verbiiltnis der Kolonial- 
macht zu dem einheimischen Staminé nach Analogie des 
volkerrechtlichen Protektorates zu konstruieren und als be- 
sonderes kolonialrechtliches Protektorat zu bezeichnen. An 
der Aufrechterhaltung dieser Unklarheit haben manche 
europ&ische Madite ein politisehes Interesse. Denn nach 
Art. 35 der Kongoakte liât nur diejenige Macht, welche 
über ein Gebiet an den Kiisten des afrikanischen Festlandes 
Souveranetütsrechte erwirbt, nicht dagegen diejenige, welche 
eine blofse Schutzherrschaft begründet, die Verpflichtung, 
in dem besetzten Gebiete das Vorhandensein einer Obrig- 
keit zu sichern. Der blofse Schutzvertrag bietet also den 
Vorteil, fremde Miichte von der Besitzergreifung auszu- 
schliefsen, ohne der Schutzmacht Verpflichtungen ftir das 
erworbene Gebiet aufzuerlegen. So lange manjedoch nicht, 
was allerdings auf der Berliner Kongokonferenz angeregt 
war, sftmtliche einheimische Stâmme als Subjekte des Vôlker- 
rechtes anerkennt, ist zwischen ihnen und der Kolonial- 
macht ein Protektorat, das ein Rechtsverhaltnis zwischen 
zwei Staatsgewalten voraussetzt, unmôglich. Und wenn 
man deshalb dieses Protektorat nicht als ein vôlkerrecht- 
liches, sondern als ein staats- oder kolonialrechtliches be- 
trachtet wissen will, so ist dies ein innerer Widerspruch. 


2 Den juristischen Vertragscharakter der Schutzvertràge leugnet 
auch Adam im Archiv ftir ôffentliches Becht, Bd. 6 (1891), S. 240 ff. in 
dem Aufsatze über vôlkerrechtliche Occupation und deutsches Kolonial- 
staatsrecht. Den Kechtscharakter der Schutzvertràge nachzuweisen ist 
auch der Polemik bei v. Stengel, Deutsche Schutzgebiete, München und 
Leipzig 1895, 8. 95, nicht gelungen. Denn es bleibt immer die Frage 
unentschieden , auf welchem Keclitsboden sie erwachsen. Wenn man sie 
als quasi vôlkerrechtliche bezeielinet, so heifst dies eben, dafs sie in derThat 
vôlkerrechtliche nicht sind. Das crst werdende Becht, das darauf hinaus- 
gcht, auch primitive staatliche Orgauisationcu nicht als vôlkerrechtlich 
rechtlos zu betrachten, ist aber jnristisch noch nicht fafsbar. Vorlâufig 
sind die Schutzvertràge juristisch keine Vertriige, sondern einseitige Akte 
zur Vorbereitung der Occupation. 
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Denn entweder liegt ein Protektorat vor, dann handelt es 
sich um ein vôlkerrechtliches Verhaltnis, oder ein staats- 
rechtliehes Verhaltnis, dann handelt es sich nicht um ein 
Protektorat, sondera um die voile Staatsgewalt. Ein drittes 
giebt es nicht. Die Kolonien sind daher trotz der Schutz- 
vertr&ge integrierende Bestandteile der Kolonialmacht. 
Wie im tibrigen das Verhaltnis des Staates zu seinen 
Kolonien aufzufassen ist, kann als eine Frage des besonderen 
Staatsrechtes hier nicht weiter erOrtert werden. 

Endlich bilden decentralisierte Provinzen eines Staates, 
wie die osterreichischen Kronlander Kroatien - Slavonien 
und das Reichsland Elsafs-Lothringen nicht selbst Staaten, 
sondera integrierende Bestandteile des Staates, dem sie ge- 
hôren. Allerdings sind sie fïir ihre besonderen Angelegen- 
heiten ausgestattet mit besonderen parlamentarischen Kôrper- 
schaften, deren Zustimmung auf dem Gebiete der soge- 
nannten Landesgesetzgebung die der allgemeinen Volks- 
vertretung ersetzt. Die gesamte Rechtsstellung der decen- 
tralisierten Provinzen beruht auf dem Willen des Staates, 
dem sie angehoren. Sie besitzen daher keine eigene 
Staatsgewalt, sondera nur decentralisierte Staatsorgane 
des einheitlichen Staates. Nicht nur fehlt ihnen nach 
aufsen jede vôlkerreehtliche Existenz, sondera sie liaben 
überhaupt nicht den Charakter der Staatspersônlichkeit. 
Es giebt daher keine besondere Staatsangchorigkeit, die 
Provinz steht ohne eigenen Willen zur Verfügung des 
Staates, soweit dieser sich nicht selbst Beschrânkungen 
in der Auslibung seiner Staatsgewalt auferlegt hat, die er 
jedoch meist ohne Zustimmung der provinziellen Organe 
wieder beseitigen kann. Die decentralisierte Provinz ist 
nichts anderes als ein Kommuualverband, dessen Organen 
in einigen Beziehungen eine verfassungsrechtliche Be- 
deutung beigelegt ist 8 . Durch die Aufhebung der ver- 


3 Vgl. .Tell inek , Staateuverbindungen S. 75 ff. ; Ulbrich, Staats- 
recht der ôsterreiehisch-uiigarischen Monarchie in v. Marquardsens Hand- 

2 * 
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fassungsrechtlichen Sonderinstitutionen wird die decentrali- 
sierte Provinz zum gewôhnlichen Verwaltungsbezirke, wie 
dies z. B. bezüglich der russischen Ostseeprovinzen der 
Fall gewesen ist. 


buch, S. 87 ff., 177 ff. ; Laband, Staatsrecht des Deutschen Reicbes, 3. A., 
Freiburg i. B. und Leipzig 1895, Bd. 1, S, 678 ff. 
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Die Protektion. 


Zwei auf den Abmachungen des Wiener Kongresses 
beruhende und jetzt untergegangene Abhângigkeitsverhftlt- 
nisse, die der sogenannten Republiken Krakau und der 
Ionischen Inseln, werden als Protektion bezeichnet. In 
der That haben beide nicht nur den Namen mit einander 
gemein, sondera es besteht aucb eine innere Verwandtschaft, 
so dafs man die Protektion als ein besonderes Rechtsinstitut 
betrachten kann. 

Ein Ansatz zur Protektion tindet sich bereits in der 
Bestimmung des Tilsiter Friedens vom 9. Juli 1807 zwischen 
Frankreich und Preufsen, wonacb die Stadt Danzig mit 
dem umliegenden Gebiete eine freie Stadt unter dem Schutze 
von Preufsen und Sachsen bilden, jedoch wabreud der 
Dauer des Seekrieges dem Handel und der Sehiffahrt der 
Englânder versehlossen sein sollte. Zu einer vollen Aus- 
bildung dieses Protektionsverhaltnisses ist es jedoch nicht 
gekommen, da der politische Zustand dem volkerrecht- 
lichen nicht entsprach, und die Stadt Danzig thatsflch- 
lich nichts anderes als ein franzosisches Bolhverk gegen 
Preufsen war. 

Auf Grand des Art. VI der Wiener Kongrefsakte und 


Digitized by Google 



22 


I. 5. 


des Additionalvertrages vom 1815 *, weleher letztere 

zwischen Preufsen, Ôsterreich und Rufsland geschlossen war, 
wurde die Stadt Krakau mit ihrem Gebiete als ein freier, 
unabhiingiger und neutraler Staat unter der Protektion der 
drei Miichte erklftrt. Die Verfassung war gleichfalls ver- 
tragsmüfsig festgestellt und trug nur die Unterschrift 
der Vertreter der drei Schutzmilchte. Die Verfassung 
war unter die Garantie der Schutzmfichte gestellt. 
Worin ihr Scliutz bestehen sollte, war nicht gesagt. 
Jedenfalls nahmen die drei Miichte fortdauernd ein Recht 
der Intervention in die inneren Angelegenheiten der Stadt 
und ihres Gebietes für sich in Anspruch. Schliefslich 
kamen sie durch Vertrag vom 6. November 1846 2 überein, 
die Scheinexistenz der Republik Krakau tlberhaupt aufzu- 
heben und ihr Gebiet Osterreich einzuverleiben. 

Ebenso bildeten zufolge eines Vertrages zwischen den 
Hôfen von Wien, St. Petersburg, London und Berlin vom 
5. November 1815 8 die lonischen Inseln, die von 1807 bis 
1809 franzosischer Bcsitz gewesen und dann von England 
erobert waren, einen freien und unabhftngigen Staat unter 
dem unmittelbaren und ausschliefslichen Schutze des Kfinigs 
von Grofsbritannien und Irland, seiner Erben und Nach- 
folger. Ihre innere Organisation sollten sie regeln mit Ge- 
nehmigung der Schutzmacht, die einen Lord Commissaire 
auf den Inseln residieren liefs. Dementsprechend wurde 
die Verfassung vom 26. August 1817 vom Konige von 
England ratificiert. Die Berufung und Vertagung des 
lonischen Parlaments erfolgte hiernach durch den Commissaire, 
die AuflBsung durch die englische Krone. Nach dem Ver- 
trage der Grolsmachte wurden aile Hftfen hinsichtlich der 
Ehren- und militfirischen Rechte („ quant aux droits honori- 


1 Martens, Recueil Supplém. Bd. 6, S. 251. 

2 Martens, Nouveau Recueil Bd. 9, S. 374 ff. 

3 Martens, Recueil Supplém. Bd. 6, S. 663. 
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tiques et militaires 11 ) als unter britischer Botmftfsigkeit 
stehend angesehen. Die auswftrtige Vertretung der loni- 
schen Inseln, sowohl die diplomatische wie die Konsular- 
vertretung, ging auf England ttber. Ebenso fand bei den 
Ionischen Inseln eine diplomatische Vertretung anderer Miichte 
nicht statt. Zugelassen wurden nur Handelsagenten oder 
Konsuln, welche lediglich mit der Führung von Handels- 
angelegenheiten betraut waren. Die Inseln ftihrten jedoch 
eine besondere Handelsflagge, welche als die eines befreun- 
deten Staates anerkannt wurde. Durch Vertrag der Grofs- 
mfichte vom 14. November 1863 4 wurde auf Antrag der 
Schutzmacht die Aufhebung des bisherigen Verhaltnisses 
und die Einverleibung der Inseln in das Konigreich Griechen- 
land genehmigt. 

Die Ansichten liber das Wesen der Protektion in beiden 
Fftllen und über die Stellung der protegierten Gebicte gehen 
weit auseinander. In Übereinstimmung mit dem Wortlaute 
der Vertrftge herrscht dariiber keine Meinungsverschieden- 
heit, dafs Krakau wie die Ionischen Inseln als Staaten zu 
betrachten sind. Nur Wheaton sieht letztere als den eng- 
lischen Kolonien gleichstehend und somit als integrierenden 
Bestandteil des britischen Keiches an. Krakau wird sogar 
allgemein für einen souverftnen Staat gehalten , so von 
G. F. Martens, Kltiber, Jellinek, die Ionischen Inseln er- 
klftren G. F. Martens und Klüber für halbsouverftn , Sir 
Travers Twiss, Calvo und Jellinek für souveran. Unent- 
schieden blieb dabei das Problem, wie einem souverttnen 
Staate durch Vertrag dritter Mftchte eine Protektion auf- 
erlegt werden konnte. Die Annahme von Jellinek, die drei 
Mftchte, welche die Republik Krakau gründeten, hfttten 
auch gleich den Protektionsvertrag für sie abgeschlossen 
und die Ionischen Inseln hfttten wenigstens stillschweigend 


4 Geflcken, Recueil manuel et pratique I, S. 278 ff. Vgl. auch 
Xeigebauer, Die Verfassung der Ionischen Inseln und die neuesten Be- 
mühungen, eine Reform derselben herbeisuführen, Leipzig 1839. 
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eingewilligt, widerspricht dem Wesen des volkerrechtlichen 
Vertrages wie den thatsâchlichen Verhaltnissen, da weder 
Krakau noch die Ionischen Inseln die Protektion, unter 
die sie gestellt waren, jemals wollten. Richtiger spricht 
Heilborn von der Auferlegung des Protektorats (soil heifsen: 
der Protektion) iiber den erst zu gründenden Staat durch 
die Grofsmachte. Aber der Rechtsgrund der Auferlegung 
bleibt dabei unerklart. 

Die Thatsache, dafs die beiden Gebiete in den Ver- 
tragen als Staaten, sogar als unabhângige Staaten bezeichnet 
werden , entscheidet zunachst nichts über ihren staatlichen 
Charakter. Die blofse Bezeichnung ist hier ebenso gleich- 
gtiltig, als wenn sich etwa eine englische Kolonie ohne 
Auderung ihres rechtlichen Charakters Staat nennen würde. 

Krakau wie die Ionischen Inseln waren unmittelbar 
vor Begründung der Protektion nicht Staaten, sondern Ge- 
biete, über welche die verblindeten Machte nach Eroberungs- 
recht zu verfiigen befugt waren. Die Machte waren in 
der Lage gewesen, die Gebiete zu selbstandigen Staaten zu 
gestalten, die dann zu einer oder mehreren Grofsmachten 
in ein Schutzverhaltnis getrcten würen. Sie liaben auch 
in der Wiener Kongrefsakte erklart, dafs sie Krakau und 
die Ionischen Inseln zu Staaten machten, es aber in Wahr- 
lieit nicht gethan. Mag man die Moglichkeit nicht souveraner 
Staaten behaupten oder leugnen, jedenfalls gehôrt es zum 
Wesen des Staates, dafs er zum mindesten nach einzelnen 
Richtungen hin eine Herrschaft aus eigenem Rechtc ausiibt. 
Eine solche war aber hier nirgends vorhanden. Die Ver- 
fassung Krakaus war von den drei Schutzmaehten direkt 
erlassen, die der Ionischen Inseln wenigstens von der Scliutz- 
maeht genelnnigt. Selbst die hochste innere Autoritat der 
Ionischen Inseln, der Lord Higli Commissioner, wurde von 
England bestellt. Man mag sie immerhin mit Sir Travers 
Twiss und Jellinek nicht für eine englische, sondern fur 
eine ionische Autoritat ausgeben, das iindert nichts an der 
Thatsache, dafs diese hochste ionische Autoritat nach der 
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Wiener Kongrefsakte der Vertreter der englischen Staats- 
gewalt war. Die beiden Gebiete waren daher nicht Staaten. 

Wenn man sie als Staaten bezeichnete, so geschah dies 
zur Beruhigung der Bewohner. Diesen wurde damit ein 
Schein von Selbstiindigkeit eingeraumt, die man ihnen thatsach- 
lich versagte. Denn es fehlten die wesentlichen Merkmale 
des Staates. 

Krakau war ein Kondominat der drei Machte, das Ge- 
biet der Ionischen Inseln eine Besitzung der britischen 
Krone, die dieses Land durch Eroberung und Vertrag mit 
den OstinSchten unter gewissen einschrankenden Bedingungen 
erworben batte. Wenn wahrend des Krimkrieges das eng- 
lische Admiralitatsgericht entschied, das Verbot des Handels 
mit Rufsland ftir die englischen Schiffe erstrecke sich nicht 
ohne weiteres auch auf die ionischen 8 , so ist die Inter- 
prétation des Umfanges eines staatliehen Verbotes ftir den 
Charakter der Ionischen Inseln gleichgültig. Jedenfalls hütte 
England das Verbot auch ftir diesen Teil seincr Besitzungen 
ohne weiteres erlassen kOnnen. Die Verfassung der beiden 
Protektionslander hatte daher nicht einen staatliehen, sondern 
nur einen kommunalen Charakter. 

Der Mangel der staatliehen Eigenschaft des Protektions- 
landes erklart allein, wie die Protektion durch einseitigen 
Akt der Schutzmachte begründet werden konnte. Es handelte 
sich dabei um einen Ausflufs der Dispositionsbefugnis der 
verbiindeten Machte liber das eroberte und ihnen von 
Frankreich abgetretene Gebiet. 

Wie die Protektion ohne Zustimmung des Protektions- 
landes begründet wurde, so hôrte sie auch ohne dieselbe 
auf. Bei Krakau verstandigten sich die drei Machte ein- 
fach dahin, das bisherige Kondominat, welches man als 
Republik bezeichnete, einer von ihnen, üsterreich, allein zu 
überlassen. An der einseitigen Abtretung der Ionischen 
Inseln an Griechenland hatte trotz der europüischen Vertrage 

8 Vgl. Calvo, Le droit international Bd. 1, S. 176. 
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England ebenso wenig etwas gehindert wie Sardinien an 
der Abtretung von Savoyen und Nizza einige Jahre zuvor. 
Wenn England dazu die vertragsmftfsige Zustimmung der 
anderen Grofsmfichte einholte, so lag dabei der Gedanke zu 
Grunde, dafs die Ionischen Inseln der englischen Krone 
nicht blofs im rein englischen Interesse, sondern im Gesamt- 
interesse Europas überlassen und anvertraut seien. Dieses 
europftischen Mandats der Protektion konnte sich England 
nur mit Zustimmung der anderen Grofsmachte wieder ent- 
ledigen. 

Die Protektion ist also, wenn man nicht das aus dem 
frliheren Mittelalter überkommene und einer vergangenen 
Staatsbildung angchOrige Schutzverhaltnis Andorras zu 
Frankreich und dem spanischen Bischof von Urgel hierher 
rechnen will 6 , zur Zeit erloschen. Es kann jedoch jederzeit, 
sei es in iiberseeischen Kolonien, sei es im Oriente, eine 
Erneuerung des Rechtsinstitutes stattfinden, und deshalb 
mufs dasselbe als ein gegenwârtig noch aktuelles betrachtet 
werden. 

6 Andorra stand im Mittelalter unter dem gemeinsamen Schutze des 
Grafen von Foix und des Bischofs von Urgel, die als Terri torialherren eine 
quasi vôlkerrechtliche Stellung einnahmen. Die Scbutzrechte des Grafen 
von Foix sind spâter auf Navarra und von diesem auf Frankreich, eine 
zweifellos vôlkerrechtliche Persônlichkeit ubergegangeu , wahrend der 
Bischof von Urgel als spanischer Unterthan in keiner Hinsicht mehr ein 
Subjekt des Vôlkerrechtes ist, gleichwohl aber im Widerepruche damit 
gegenüber Andorra Befugnisse ausübt, die sonst nur einem Staate zustehen 
kônnen. Wie im Mittelalter die Kônige von Navarra sich als souverâne 
Fiirsten von Andorra bezeichneten, und auch noch heute Frankreich und 
der Bischof von Urgel die Kichter emennen, so wird man wohl juristisch 
korrekt Andorra als ein Kondominat Frankreichs und des Bischofs von 
Urgel, der in dieser Beziehung als Mitsouverân gilt, aufzufassen haben, 
wobei jedoch dein Gebiete eine ausgedelmte kommunale Selbstandigkeit 
beigelegt ist. 
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Das Protektorat. 


Ira Gegensatz zu der Protektion hildet das Protektorat 
vorwiegend ein Mittel kolonialer Ausbreitung der europai- 
schen Mâchte und lindet sich fast ausschliefslich aufserhalb 
Europas. Auch gehôren die betreffenden Vertrâge zum 
grôfsten Teile diesem Jahrhundert an. 

Die zahlreichen Vertrâge der engliseh - ostindischen 
Companie mit indischen Fürsten aus dem Jahre 1757 bis 
1791 1 sind dem Charakter der Companie entsprechend 
vorwiegend Handel s vertrâge, welche bisweilen mit Land- 
abtretungen an die Companie in grôlserem oder geringerem 
Umfange verbunden sind. Einige Vertrfige, z. B. der mit 
dem Herrscher von Arcot von 1785 und der mit dem 
Herrscher von Tanjour von 1787 2 gehen noch weiter und 
enthalten geradezu ein Schutz- und Trutzbiindnis , indem 
sie die indischen Herrscher zur Zahlung gewisser Summen 
fiir die Unterhaltung des Heeres in Friedenszeiten ver- 
pflichten. Besondere BeschrHnkungen werden dagegen den 
indischen Fürsten noch nicht auferlegt. Erst die spàteren 

1 Abgedruckt bei Cbalmers, Collection of Treaties between Great 
Britain and other powers, London 1790, Bd. 2, S. 463 — 527. Vergl. auch 
Martens, Recueil des traités etc., Gôttingen 1791 ff., Bd. 6, S. 49, 114, 
156; Chesney, Indian. Polity, London 1868, S. 7 ff. 

2 Cbalmers a. a. O. S. 491, 499. 
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Vertrftge garantieren den indischen Fürsten zwar die un- 
abhfingige innere Regierung, unterwerfen sie aber in Bezug 
auf die auswürtigen Angelegenheiten der englischen Kon- 
trolle. Typisch sind in dieser Beziehung die Vertrüge der 
Companie mit dem Nizain von Hyderabad vom 12. Ok- 
tober 1800 8 , dem Rajah von Travancore vom 2. Mai 1805 4 , 
dem Rajah von Cochin vom 17. Oktober 1809 5 und dem 
Herrscher von Bahalwulpore vom 22. Februar 1833°. Das 
Verhftltnis der einheimischen Fürsten zu England ist denn 
auch weiterhin allgemein nach diesem Typus geregelt worden. 
Erstere unterstehen dem mehr oder minder grofsen Ein- 
flusse Englands, das bei ihnen durch einen Residenten 
vertreten wird. Sie haben unbeschriinkte Civil- und Straf- 
gerichtsbarkeit , erheben ihre eigenen Einkünfte, bisweilen 
sogar Grcnzzolle. Verschiedene Fürsten unterhalten auch 
eigenes Militiir, doch wird eine Teilnahme an der Landes- 
verteidigung von ihnen nicht verlangt, obgleich einige zu 
diesem Zwecke Kontributionen an die britische Regierung 
zahlen. Dagegen dürfen die indischen Fürsten keinerlei 
politische Beziehungen mit anderen Staaten unterhalten und 
vielfach stehen in ihrem Gebiete britische Garnisonen 7 . 

Ahnlicher Natur sind die Vertrüge der Niederlande 
mit indischen Fürsten des Archipels aus neuerer Zeit, von 
denen beispielsweise die mit dem Fürsten von Bleling und 
dem Fürsten von Karang Assam, beide vom 9. Juli 1846 8 , 
hier angeführt werden môgen. In diesen erklaren die indi- 
schen Fürsten, dais ihre Litnder zu dem Reiehe Nieder- 
landîsch-lndien gehôren und erkennen den Konig der Nieder- 
lande als ihren Souveriin an. Sie verpflichten sich daher, 


8 Aitchinson, A collection of treaties and engagements and sunnods, 
relating to India and neighbouring countries, Calcutta 1863 '64, Bd. 5, 
S. 69 ft'. 

4 A. a. O. 8. 310 ff. 

6 A. a. O. S. 322 ü. 

“ Martens, Supplément au recueil Bd. 19, S. 10. 

7 Chesney, Indian Polity S. 53. 

8 Murhard (Martens), Nouveau recueil général Bd. 3, S. 242, 246. 
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an andere Staaten keinerlei Landabtretungen zu machen, 
sonstige Vertrâge nur unter Genehmigung der niederlilndi- 
schen Rogierung abzuschlielsen. Letztere, die bei den 
Flirsten dureh einen Residenten vertreten wird, mischt sich 
aber in die innere Verwaltung der Lânder nicht ein, diese 
verbleibt vielmehr den indischen Flirsten. 

Ein Vertrag, dessen Inhalt zum Teil noch an orienta- 
lische Vasallenverhilltnisse , zum Teil an das Lehenswesen 
des Abendlandes anklingt, ist der Rufslands mit Géorgien 
oder vielmehr, wie es offiziell heifst, mit dem Zar von 
Kartalanien und Kachetien vom 24. Juli 1783 9 . In dem- 
selben sagt sich der Beherrscher von Géorgien von jeder 
anderen Vasallenschaft los und erkennt die Oberherrschaft 
und den Schutz der russischen Kaiserin an. Diese über- 
nimmt die Schutzherrschaft und garantiert dem Georgier 
seine Besitzungen. Die georgischen Flirsten haben beim 
Regierungsantritte die Bestâtigung und Investitur von Rufs- 
land zu verlangen und einen Huldigungseid zu leisten. Ver- 
handlungen mit auswttrtigen Mâehten diirfen sie nur mit 
Genehmigung der russichen Befehlshaber an der dortigen 
Grenze fiihren. Dagegen gelten aile Vertrftge Rufslands 
mit anderen Machten auch flir Géorgien. Andererseits wird 
die innere Verwaltung, die Gerichts- und Rechtspflege, so- 
wie die Erhebung der Abgaben vollstitndig dem georgischen 
Flirsten tiberlassen. Endlich wird der georgische Erzbischof 
Mitglied des heiligen Synods, und der georgische Adel er- 
halt, sofern er im russischen Reiche verweilt, die Rechte 
des russischen Adels. 


Ein dauerndes Abhangigkeitsverhilltnis ist ferner be- 
grlindet worden dureh den Friedensvertrag zwischen Rufs- 


land und Chiwa vom 


30. November 


1873 10 . In demselben 


Ultu V1U I « U T V/Iil 1 _ j-, . JL I LJ • Xtt LLL/llJUOlUVyil 

12. Dezember 

bekennt sich der Khan von Chiwa als den getreuen Diener 
des Kaisers von Rufsland. Er verzichtet auf aile direkten 


a Martens, Recueil des traités Bd. 2, S. 442. 

10 Aegidi und Klauhold, Staatsarchiv Bd. 26, S. 128. 
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freundschaftlichen Beziehungen mit Souveranen und benach- 
barten Khans, auf den Abschlufs jeglicher Handels* und 
sonstiger Vertrage mit ilinen und übemimmt die Ver- 
pflichtung, ohne Wissen und Willen der russisclien Militar- 
behôrden keine kriegerische Operation zu beginnen. 

Bochara befindet sich zwar auch in einer gewissen Ab- 
hangigkeit von Rufsland. Dieselbe ist jedoch nicht vertrags- 
mafsig formuliert worden und ist daher als eine rein that- 
sachliche zu betrachten. 

Durch die grôlste juristische Prâcision zeichnen sich die 
Protektoratsvertrage aus, welche Frankreich zur Ausbreitung 
seines tiberseeischen Besitzes mit verschiedenen aufsereuro- 
pâischen Staatswesen abgeschlossen hat 

Es komint hier zunachst in Betracht der Vertrag 
zwischen Frankreich und der Kônigin Pômare von Taiti 
vom 9. September 1842 1 h In deraselben wird die Souverane- 
tat der Kônigin , ihre und ihrer Hauptlinge Autoritat über 
ihre Vôlker gewahrleistet , insbesondere gehen aile Gesetze 
und Verordnungen von der Kônigin aus. Jedoch sichert 
diese freie Religionsübung zu. Dagegen nehmen die Kônigin 
und ihre Hauptlinge die Protektion des Kônigs der Fran- 
zosen an, indem sie seiner Regierung, beziehungsweise deren 
Beauftragten die Leitung der Beziehungen mit den fremden 
Maehten überlassen. Als spater bei der Flaggenhissung 
zwischen den Parteien ein Zwist entstanden war, wurde in 
einem Briefe des f’ranzôsischen Admirais Dupetit-Thouars 
an die Kônigin Pômare vom 4. November 1843 die Über- 
nahme des Protektorats dahin erklart, und diese Erklarung 
spater von der Kônigin gutgeheifsen, dais die Souveranetat 
Taitis nach aulsen auf Frankreich mit der Bitte der Kônigin 
uni Ubernahme des Protektorats übergegangen sei 12 . An 
die Stelle des ursprilnglichen Protektoratsvertrages trat 
spater die Konvention von Papete vom 5. August 1847. 


11 Murhard (Martens), Nouveau recueil général Bd. 3, S. 563 ff. 

12 A. a. O. Bd. 6, S. 60. 
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Durch den Cessionsvertrag Kônigs Pômare V. vom 29. Juli 
1880, durch den dieser sein Land an Frankreich abtrat, 
nahm jedoch das Protektorat selbst ein Ende' 3 . 

Der Vertrag zu Udong vom 11. August 1863, erweitert 
durch die Konvention zu Pean-Penh vom 17. Juni 1884 u , 
zwischen Frankreich und Kambodja sichert ersterem die 
auswartige Vertretung des Schutzstaates Kambodja, letzterem 
den Schutz Frankreichs gegen innere Aufstiinde und aus- 
wârtige Angriffe zu. 

Àhnliche Bestimmungen enthalt der Vertrag zwischen 
Frankreich und Anam vom 15. Marz 1874 " i . Das durch 
denselben begriindete Rechtsverhâltnis zwischen den beiden 
Staaten wird in einem Schreiben des franzosischen Marine- 
ministers an den Minister des Auswartigen vom 19. April 
1875 18 ausdrücklich als Protektorat bezeiehnet. In dem 
Vertrage sichern sich die beiden Kontrahenten gegenseitig 
Friede, Freundschaft und bestândiges Blindnis zu. Frank- 
reich erkennt die Souveranetat und vollstandige Unabhangig- 
keit Anams gegenüber jeder fremden Macht an und ver- 
spricht ihm Hilfe gegen innere und âufsere Feinde. Als 
Erkenntlichkeit fur diesen Schutz verpflichtet sich Anam, 
seine aufsere Politik der Frankreichs anzupassen und in 
seinen gegenwartigen diplomatischen Beziehungen, abgesehen 
von Handelsvertragen, nichts zu andern. Aber auch Handels- 
vertrage dürfen nichts dem mit Frankreich geschlossenen 
Widersprechendes enthalten, und die franzosische Kegierung 
mufs vor deren Abschlusse von denselben in Kenntnis ge- 
setzt werden. Streitigkeiten der Franzosen mit Fremden 
gehôren vor den franzosischen Residenten, der Franzosen 
und Fremden mit Anamiten, falls der Résident keinen Ver- 
gleich zu stande bringen kann, vor ihn und einen anamiti- 


13 Vergl. British and Foreign State Papers Bd. 71, S. 217 ff. 

14 de Clercq, Recueil des traités de la France Bd. 8, S. 608, Bd. 14, 
S. 382. 

16 Aegidi und Klauhold, Staatsarchiv Bd. 42, S. 278. 

18 A. a. O. 8. 294. 
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schen Richter, die zusammen nach der Billigkeit eine Ent- 
seheidung treffen. Frankreich bestellt als seinen Vertreter 
einen Residenten in Huë, Anam kann Residenten in Saigon 
und Paris ernennen. 

Eine weitére Ausdehnung dieses Protektorats erfolgte 
durch den neuen Protekto rats ver trag vom 6. Juni 1884 17 . 
Anam erkennt hiernach das franzôsische Protektorat an. 
Infolgedessen geht die auswartige Vertretung Anams auf 
Frankreich tiber, und die Anamiten im Auslandô werden 
unter franzôsischen Schutz gestellt. Dagegen gewâhrt 
Frankreich dem Schutzstaate Schutz gegen innere Auf- 
stitnde und auswartige Angriffe und behftlt sich zu diesem 
Zweck die militarische Besotzung der ihm geeignet er- 
scheinenden Punkte vor. Ein franzôsischer Generalresident 
leitet die auswartige Verwaltung Anams und (iberwacht die 
regelmafsige Ausführung des Protektorates. Unter ihm 
stehen in den einzelnen Provinzen von Tonkin Residenten, 
welche die Lokalverwaltung dieses Landes überwachen. 
Aile Fremden treten unter franzôsische Jurisdiktion. Ftlr 
das Zollwesen tritt die Gesetzgebung von Cochinchina in 
Kraft, und die Verwaltung wird franzôsischen Beamten an- 
vertraut. Im übrîgen bleibt die innere Verwaltung den 
anamitischen Behôrden. 

Ein dem anamitischen entsprechendes Protektorats- 
verhaltnis ist begrtindet worden durch den sogenannten 
Bardovertrag zwischen Frankreich und Tunis vom 12. Mai 
1881 18 , der von dem Bey in seiner Anzeige von dem Ver- 
tragsabschlusse an den Sultan als Protektoratsvertrag 19 in 
einem Cirkular des franzôsischen Ministerresidenten Roustan 
vom 9. Juli 1881 20 als Garantievertrag bezeichnet wird. 
Die früheren, ziemlich unklaren Verbal tnisse Tunesiens zur 
Türkei, die schliefslich 1871 zur Anerkennung der von 


17 A. a. O. Bd. 46, S. 258 ff. 

18 A. a. O. Bd. 39, 8. 94. 

19 Note vom 15. Mai 1881, a. a. O. S. 101. 

20 A. a. O. 8. 109. 
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verschiedenen Mftchten auch weiterhin bestrittenen Suzeriine- 
tat der Pforte seitens des Beys führten, sind hier ohne In- 
teresse 31 . Jedenfalls hat Frankreich Tunis als unabhiingigen 
Staat betrachtet und mit ihm in dieser Eigenschaft den Ver- 
trag geschlossen. Dèrselbe râumt Frankreich das Recht 
ein, zur Wiederherstellung der Ordnung und Sicherheit die 
ihm geeignet scheinenden Punkte zu besetzen. Diese Be- 
setzung hort auf, wenn nach der übereinstimmenden An- 
sicht der franzosischen und tunesischen Militarbehorden 
die lokalen Obrigkeiten zur Aufrechterhaltung der Ord- 
nung im stande sind. Frankreich verpfiichtet sich dagegen 
zur Unterstlitzung des Beys gegen jede Gefahr , welehe 
seiner Person, seiner Dynastie oder der Ruhe seiner Staaten 
droht, und garantiert die Ausführung der bestehenden Ver- 
trftge zwischen Tunis und den anderen Machten. Als seinen 
Vertreter bei dem Bey ernennt es einen Ministerresidenten. 
Weiterhin übernimmt Frankreich den Schutz der Interessen 
Tunesiens und seiner Staatsangehôrigen im Auslande, wo- 
gegen der Bey sich verpfiichtet, kein internationales Ab- 
kommen ohne vorherige Verstândigung mit der franzosischen 
Regierung abzuschliefsen. Im Ansehlusse an diesen Ver- 
trag ernannte der Bey, um die nach dem Vertrage not- 
wendigen bestandigen Verhandlungen zwischen seinem aus- 
w&rtigen Ministerium und dem franzosischen Ministerresi- 
denten zu vermeiden , letzteren zu seinem alleinigen Be- 
vollmitehtigten fur aile Beziehungen mit den Vertretern 
fremder Miichte 32 . Zufolge eines franzosischen Gesetzes 
vom 27. Mitrz 1883 28 sind fiir das Gebiet der Regentschaft 
Tunis franzosisc.he Gerichte ftir Franzosen und Schutzbe- 
fohlene errichtet worden, welehe an die Stelle der auf Grund 


21 Vgl. dariiber insbesondere Ed. Engelhard t. Situation de la Tunésie 
au point de vue international in der Revue de droit international Bd. 13, 
S. 331, der sich fiir die Unabhiingigkeit Tunesiens von der Türkei ans- 
spricht 

22 Cirkular Koustans votn 9. Juni 1881 bei Aegidi und Klauhold, 
Staatsarchiv Bd. 39, S. 109. 

23 A. a. O. Bd. 43, S. 54. 

Staats- u. vOlkerreehtl. Abhandl. I. 5. — Bornhak. 3 
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der Kapitulationen bestehenden franzôsischen Konsularge- 
richtsbarkeit traten. Demnttchst habeu jedoch die raeisten 
europftischen Machte auf ihre Konsulargerichtsbarkeit in 
Tunis zu Gunsten Frankreichs verzichtet 24 . Die Ange- 
hôrigen dieser Mile h te sind daher bezüglich ihres Gerichts- 
standes in Tunis zu Schutzbefohlenen Frankreichs geworden. 

Das neueste Protektorat Frankreichs liber einen anderen 
Staat wurde begründet durch den Friedensvertrag mit Mada- 
gaskar vom 17. Dezember 1885 25 . Auch hier Ubernimmt 
Frankreich die Vertretung des Schutzstaates in seinen aus- 
wiirtigen Beziehungen. Die hierher gehorenden Verhand- 
lungen liât der franzôsische Résident zu leiten, welcher mit 
einer militârischen Eskorte seinen Sitz in Tananariva hat. 
Madagassen , die sich im Auslande aufhalten, stehen unter 
franzOsischem Sehutze. Andrerseits will sich Frankreich 
in die innere Verwaltung Madagaskars nicht einmischen. 
Jedoch werden Franzosen, die sich in Madagaskar auf- 
halten , nach franzôsischen Gesetzen regiert. Frankreich 
sichert endlich der Kônigin seinen Beistand bei Verteidigung 
ihrer Staaten zu. Dieses Protektoratsverhâltnis ist nach 
dem letzten Kriege zwischen beiden Staaten durch einen 
neuen Vertragvon 1896 ersetzt worden, der die franzôsischen 
Rechte erheblich erweitert 

In dem Vertrage von Ucciali vom 2. Mai 1889 zwischen 
Italien und Abessinien 26 , der sich als Freundschafts- und 
Handelsvertrag bezeichnet und im übrigen den gewôhn- 
lichen Inhalt eines solchen hat, willigt der Herrscher von 
Abessinien ein, sich der italienischen Regierung zu bedienen 
fiir aile Verhandlungen , die er mit fremden Maehten und 
Regierungen hat. 

Der Vollstiindigkeit halber môgen hier noch die zahl- 
losen VertrUge erwahnt werden, welche die Vereinigten 
Staaten von Amcrika Ende des vorigen und in diesem Jahr- 

24 A. a. O. S. 54 ff., s. die amtliehen Erklarungen. 

25 A. a. O. Bd. 46, S. 277 ff. 

26 A. a. O. Bd. 51, S. 194 ff. 
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hundert mit den Indianerstammen abgeschlossen haben 27 . 
Dieselben enthalten meist umfassende Landabtretungen an 
die Vereinigten Staaten, wogegen diese detn betreffenden 
Stamme den Rest seines Gebietes innerhalb bestimmter 
Grenzen garantieren. Es folgen demnüchst eingehende Be- 
stimmungen iiber den Handelsverkehr, dessen weitere Rege- 
lung meist ausdriicklich den Vereinigten Staaten überlassen 
wird. Anfserdem findet sich in den ültcren Vertrftgen die 
Bemerkung, dais der Indianerstamm den Schutz der Ver- 
einigten Staaten anerkennt und sich verpflichtet, mit keinem 
anderen Staate oder dessen Angehorigen Vertrage abzu- 
schliefsen. 

Ein gemeinsames Protektorat mehrerer Machte bildet 
dasjenige Deutschlands , Englands und der Vereinigten 
Staaten über die Samoa-Inseln. Eine Verstftndigung der 
Schutzmâchte iiber das Protektorat erfolgte zunüchst durch 
die Generalakte der Samoa-Konferenz zu Berlin vom 14. Juni 
1889 28 . Diese Generalakte ist demniichst auch von Samoa 
selbst angenommen worden. Darin wird zunaehst die Un- 
abliangigkeit und Neutralitât von Samoa anerkannt, und 
Gleichheit der Rechte fiir die Angehürigen der drei Machte 
gewalirleistet. Die Generalakte geht den Einzelvertragen 
der drei Machte vor. Es soll ein oberster Gerichtshof ge- 
bildet werden, dessen Oberriehter durch die drei Machte 
und mangels einer Einigung durch den Kônig von Schweden 
und Norwegen ernannt wird und eine Bestallung von der 
samoanischen Regierung erhalt. Der oberste Gerichtshof 
entseheidet über aile Streitigkeiten aus der Generalakte, 
insbesondere iiber Thronansprüche , Konflikte der drei 
Machte, Landoigentum und Prozesse zwischen Fremden und 
Eingeborenen. Fiir den Municipaldistrikt von Apia wird 
ein besonderer Municipalrat bestcllt. Die Mitglieder des- 


27 Einer der ersten der mit den Creeks vom 7. August 1790 bei 
Martens, Recueil Bd. 3, S. 335. Vgl. feruer Recueil Supplém. Bd. 10, 
S. 1026 ff., 1138 ff.; Wlieaton Bd. 1, S. 51. 

28 Aegidi und Klanhold, Staatsarchiv Bd. 51, S. 346 ff. 

3 * 
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selben werden auf zwei Jahre von den steuerzahlenden 
Grundbesitzern und Gewerbetreibenden gewahlt. Den Prft- 
sidenten des Municipalrates ernennen die drei Mitehte 
und, mangels einer Einigung, die Niederlande , die 
Schweiz , Mexiko oder Brasilien. Dafs Samoa in seinen 
auswartigen Beziehungen ausschliefslich von den drei 
Machten vertreten wird, ist in dem Vertrage nicht aus- 
drücklieh gesagt, ergiebt sich aber aus ihrer alleinigen Kon- 
trolle der gesamten samoanischen Verwaltung. 

Als Protektorat aufzufassen ist anch das Verhaltnis 
Englands zu Transvaal nach dem Friedens vertrage vom 
3. August 1881. Docli wird es erst in dem folgenden Para- 
graphen behandelt werden, da es in dem Vertrage nicht 
als Protektorats- , sondern als Suzeranetatsverhaltnis be- 
zeichnet wird. 

Als Protektorat wird vielfach auch die Stellung Italiens 
zu der Kepublik San Marino ausgegeben. Nach dem Ver- 
trage vom 22. Mflrz 1862, der durch kgl. Dekret vom 
28. April 1872 auf zehn Jahre und von da an auf je ein 
weiteres Jahr vorbehaltlich sechsmonatlicher Ktindigung ver- 
langert ist, hat jedoch San Marino keineswegs das italienische 
Protektorat angenommen. Vielmehr verpflichtete es sich 
nur, der steten schlltzenden Freundschaft des Konigs von 
Italien gewifs , von keiner anderen Macht ein etwa ange- 
botenes Protektorat anzunehmen. Im llbrigen enthalt der 
Vertrag nur Bestimmungen liber Handel, Verkehr, Aus- 
lieferung etc. 2a . 

Das Beispiel eines bedingten Protektorats giebt der 
Freundschafts- und Handelsvertrag zwischen Italien und 
dem Sultan von Aussa vom 9. Dezember 188 8 80 . Darin 
verpflichtet sich der Sultan, falls eine fremde Macht von 
seinem Gebiete Besitz ergreifen sollte, die italienische Flagge 


28 Vpl. Brusa, Staatsrecht des Kënigreiehs Italien in v. Marquardsens 
Handbucb S. 493 tf. 

80 Aegidi und Klauhold, Staatsarchiv Bd. 51, 8. 191 ff. 
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zu entfalten und sich als unter italienischem Protektorate 
stehend zu erklaren. 

Wie verschieden auch im einzelnen die Bestimmungen 
der angeführten Vertriige sein mogen, so finden sich doch 
in ihnen allen gewisse gemeinsame Grundzlige, aus denen 
sich das Protektorat als einheitliches Institut des Vôlker- 
rechtes entwickeln làfst. 

Im Gegensatze zu der Protektion ist bei dem Protek- 
torate schon vor Begründung des Schutzverhaltnisses der 
Schutzstaat als Staatswesen vorhauden. Dieses Staatswesen 
steht allerdings in der Regel auf einer wesentlich niedrigeren 
Stufe politischer und kultureller Entwicklung als die Sehutz- 
macht. Gleichwohl vereinigt es in sich im Gegensatze zum 
Stamme, zur Horde oder zur isolierten Dorfschaft aile die- 
jenigen Momente, die nach moderner Auffassung das VVesen 
des Staates ausmachen. Diese Staatswesen sind aber ferner 
auch Subjekte des Volkerrechtes. Sobald ein Staatswesen 
mit anerkannten Gliedern der Vdlkerrechtsgemeinschaft in 
vôlkerrechtlichen Verkehr tritt, Vertrage schliefst und dip- 
lomatische Beziehungen untcrhalt, unterwirft es sich fur 
seinen Verkehr mit den betreffenden Staaten den Normen 
des Volkerrechtes und wird damit selbst ein Glied dieser 
Gemeinschaft und Subjekt des Volkerrechtes 31 . Die Schutz- 
staaten haben daher regelmafsig schon vor Abschlufs des 
Protektoratsvertrages als Glieder der Volkerrechtsgemein- 
schaft mit anderen Staaten in diplomatischen Beziehungen 
gestanden und mit ihnen Vertrage abgeschlossen. 

Ein anerkanntes Subjekt des Volkerrechtes kann aber 
seine Beziehungen zu anderen Staaten in einer für beide 


S1 Unhaltbar erscheint die Ansicht von Ileilborn, l)as vôlkerrecht- 
liche Protektorat S. 7 if. , dafs es einer besonderen Anfnahme in die 
Vôlkerrechtsgemeinscliaft bedürfe, daher China und Japau ilir zur Zeit 
noch nicht angehôrten. Unertindlicii ist, weshalb er den diplomatischen 
Verkehr nicht als Kennzeiehen gelten lassen will (S. 18), da dieser nur 
nach Mafsgabe des Volkerrechtes und durch Subjekte desselben inoglich 
ist. Für einen Staat, der mit europâisclien Machten in diplomatischem 
Verkehre steht, gilt daher auch das Vülkerreclit. 
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Teile bindenden Weise nur regeln auf dein Wege des volker- 
rechtlichen Vertrages. Aile Protektorate sind daher be- 
gründet worden dureh Vertrag. Einen volkerreehtlichen 
Vertrag kônnen nun aber lediglich souverane Staaten ab- 
schliefsen. Wenn hiervon bel den Protektoratsvcrtragen 
Anam, das unter der Lehnsbcrrschaft Chinas, und Tunis, 
das unter der Suzeranetat der Pforte stand, eine Ausnahme 
zu machen scheinen, so koramt andrerseits in Betracht, dafs 
diese Abhiingigkeitsverliiiltnisse von Frankrcich nicht an- 
erkannt wurden , und die betreffenden Staaten jedenfalls 
den Protektoratsvertrag unter Lossagung von jeder anderen 
Abhftngigkeit als vollkommen souverane Staaten abge- 
schlossen haben. Eine andere Begriindungsart als der Ver- 
trag zwwchen Schutzinacht und Schutzstaat ist ftir das Pro- 
tektorat nicht mbglich , weil sonst nicht das begründet 
werden wtirde, was, wie spater darzuthun sein wird, das 
Wesen des Protektorats ausmacht, ein volkerrechtliches 
Verhaltnis unter souveriinen Staaten. Insbesondere kann ein 
Beschlufs mehrerer Grofsmachte niemals der rechtliche Ent- 
stehungsgrund fiir ein Protektorat sein, da ein solcher Be- 
schlufs kein v5lkerreehtliehes Verhaltnis zwisehen zwei un- 
abhangigen Staaten herzustellen vermag. Wenn man den 
Beschlufs der Grofsmachte bisweilen als Entstehungsart des 
Protektorats ausgiebt, so beruht dies darauf, dafs man das 
wesentlich verschiedene Institut der Protektion mit unter 
den Begriff des Protektorates zwingt. Es wird daher 
wenigstens anerkannt, dafs die Auferlegung eines Protek- 
torates dureh Beschlufs der Grofsmachte nicht einem be- 
reits vorhandenen Staate gegentiber, sondern nur bei 
Grtindung eines neuen Staates stattfinden dlirfe 88 . Das 
Protektorat setzt aber einen bereits vorhandenen Staat not- 
wendig voraus. 

Nun kann allerdings dureh einen volkerreehtlichen 
Vertrag ein Staat sich selbst und seine ganze staatliche 


82 Heilborn a. a. O. S. S8. 
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Existenz aufgeben und in seine Einverleibung in einen 
anderen Staat willigen. Ein solcher Cessionsvertrag für 
das ganze Staatsgebiet , dem die Thatsache der Einver- 
leibung unmittelbar folgen mtifste, ist der Protektoratsver- 
trag nun zweifellos nicht. Denn das Protektorat bat die 
Fortdauer des Sehutzstaates als Staat mit allen Rechten, 
auf die sich die vertragsmiifsige Besehriinkung nicht er- 
streckt, zur Folge. 

Nun kônnte man behaupten, wenn ein Staat sein ge- 
samtes Herrsehaftsrecht zu Gunsten eines anderen Staates 
aufzugeben in der Lage sei, so konne er auch das Wenigere 
thun und einzelne Rechte der Substanz nach an einen 
anderen Staat abtreten, nicht blofs bei ihrer Ausübung sich 
beschranken. Damit kitme man zu der Anerkennung, dafs 
eine geteilte Souverilnetitt moglich sei, und das Wesen des 
Protektorates in der Halbsouveriinetat des Sehutzstaates 
bestehe. Es kann dahingestellt bleiben, ob ein Staat tiber- 
haupt als solcher fortdauern kann, wenn er der staatlichen 
Personlichkeit an sich inhérente Rechte, z. B. das, mit 
anderen Staaten in volkerrechtlichen Verkehr zu treten, 
aufgiebt Jedenfalls bezeichnet die Souverilnetitt die Un- 
abhiingigkeit der Staatsgewalt von jeder hoheren Macht. 
Diese UnabhMngigkeit duldet aber auch keine Beschrankung 
auf ein bestimmtes Gebiet staatlichen Handelns zu Gunsten 
einer anderen staatlichen Macht. Die Halbsouverftnetüt 
ist daher ein juristisch unhaltbarer Begriff, eine Verwirrung 
der blofs politischen Abhflngigkeit mit der volkerrecht- 
lichen. 

Die Vertrftge , durch welche Protektorate begründet 
sind, sprechen aber auch nirgends von einer Teilung der 
staatlichen Herrschaftsrechte oder einer Halbsouverünetttt 
des Sehutzstaates. Vielmehr erkennen sie entweder aus- 
drücklich oder implicite die Souveranetüt oder Unabhftngig- 
keit des Sehutzstaates als fortdauernd an, so die Vertrâge 
Englands mit den indischen Fiirsten, Frankreichs mit Taiti, 
Anam, Tunis, Madagaskar, Italiens mit Abessinien, sowie 
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die Generalakte der Samoakonferenz. Wenn andrerseits 
in Vertragen der Niederlande mit indischen Fürsten letztere 
den Kônig der Kiederlande als ihren Souveran anerkennen, 
oder in den Vertrfigen russischer Schutzstaaten von einer 
Vasallenstellung ilirer Fürsten die Rede ist, so beruht dies 
auf der spfiter zu erorternden Besonderheit dieser Protek- 
toratsverhflltnisse. Dem positiven Volkerrechte, wie es in 
den Protektoratsverhaltnissen zum Ausdrucke gelangt ist, 
bleibt jedenfalls die Idee einer geteilten Souveranetat oder 
einer Halbsouverânetat ebenso fremd, wie sie juristisch un- 
moglich ist. Vielmehr kann die Souveranetat und damit 
die Fülle der staatlichen Gewalt nur einem von beiden 
Staaten zustelien. 

In der Regel wird dem Schutzstaate die Souveranetat 
beigelegt. Hat er sich durch den Protektoratsvertrag Be- 
schrankungen unterworfen , so konnen diese demnach, da 
ihm die Fülle der Staatsgewalt verbleibt, nicht in der Ab- 
tretung einzelner Herrschaftsrechte der Substanz nach, 
sondera nur darin besteken, dais er sieh, unter Wahrung 
seiner vollen staatlichen Individualitat in der Ausübung 
einzelner Hoheitsrechte verti'agsmâfsig Beschrâukuugen zu 
Gunsten eines anderen Staates unterwirft. Eine solche ver- 
tragsnnifsige Selbstbesehraukung ist aber melir oder weniger 
Folge jedes volkerreclitlichen Vertrages, den ein Staat mit 
einem anderen abschliefst. 

Diese vertragsmâlsige Selbstbeschrankuug liegt bei dem 
Protektorate vorwiegend auf dem Gebiete der auswârtigen 
Politik, in der sich der Schutzstaat derjenigen der Schutz- 
macht anbequemt. Dies kann in verschiedenem Mafsstabe 
geschehen. Wahrend der erste franzosisch-anamitische Ver- 
trag nur von einer Anpassung der auswârtigen Politik Anams 
an diejenige Frankreichs spricht, und nach dem Bardover- 
trage Tunis keine internationalen Vertrage ohne Verstandi- 
gung mit Frankreich eingehen zu wollen einwilligt, fassen die 
meisten Vertrttge die rechtliche Formulierung des volker- 
rechtlichen Protektorates dahin, dais der Schutzstaat sich 
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vertragsmafsig verpflichtet , sich vôlkerrechtlich durch die 
Schutzmaeht und deren Organe gegeniiher anderen Staaten 
vertreten zu lassen und ohne deren Genehmigung keine 
vôlkerreehtlichen Verbindlichkeiten einzugehen. 

Am reinsten ohne ailes storende Beiwerk kommt dieses 
Wesen des Protektorates zum Ausdrucke in dem italienisch- 
abessinisehen Vertrage, in dera der Herrscher von Abes- 
sinien einwilligt, sich für aile Verhandlungen mit fremden 
Mâchten der italienischen Regierung zu bedienen. Aus 
dem Begriffe der Einwilligung ‘ergiebt sich, dafs ihm damit 
nicht nur ein Recht beigelegt, sondern er vielmehr ver- 
pflichtet wird, künftig nur noch durch Vermittelung der 
italienischen Regierung mit anderen Machten zu verkehren. 
Aber auch die englischen und franzôsischen Protektorats- 
vertrftge besagcn im wesentlichen nichts anderes. Sie iiber- 
tragen die auswârtige Vertretung auf die Schutzmaeht, 
lassen aber die Herrschaft des Schutzstaates nach innen 
unberührt. 

Durch die Annahme des Protektorates hôrt der Schutz- 
staat, wie ihm die Souveranetât und die Fülle der Staats- 
gewalt bleibt, nicht auf, volkerrechtliehe Personlichkeit zu 
sein. Sein direkter volkerrechtlicher Verkehr beschrânkt 
sich aber auf die Schutzmaeht , die ihn anderen Staaten 
gegenüber vertritt. Die Schutzmaeht ist bei dem Schutz- 
staate diplomatisch vertreten, dieser diplomatische Vertreter 
mufs aber gleichzeitig den Verkehr mit fremden Staaten 
vermitteln. Der Résident der Schutzmaeht nimmt daher 
regelmftfsig eine doppelte Stellung ein, er ist Organ seines 
Staates gegenüber dem Schutzstaate und Organ des letzteren 
gegenüber fremden Staaten. 

Das Protektorat wird meist nur eingegangen von 
Staaten, in denen die Konsulargerichtsbarkeit bestand. 
Diese ist aber ein Bestandteil der auswflrtigen Verwaltung 
der betreffenden Staaten. Mit dem Protektorate liort der 
direkte vülkerrechtliche Verkehr fremder Staaten mit dem 
Schutzstaate auf, es tritt ihnen nur noch die Schutzmaeht 
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gegentiber. Im Verhttltnis zu dieser, die ein europftisch 
civilisiertes Staatswesen ist, besteht aber kein Anspruch 
auf Konsulargerichtsbarkeit. Infolge des Protektorates ver- 
zichten daher allgemein die fremden Staaten auf die ihnen 
bisher zustehende Konsulargerichtsbarkeit. Andrerseits er- 
weitert die Sehutzmacht ihre bisherigen Konsulargerichte 
für ihre Staatsangehorigen und Schutzgenossen zu allge- 
meinen Gerichten für aile Europ&er. Die Einrichtung 
einer Gerichtsorganisation der Sehutzmacht innerhalb des 
Schutzstaates ist also keine Burchbrechung des Grundsatzes, 
dafs die Staatsgewalt des Schutzstaates nach innen unbe- 
schrankt bleibt, sondera nur die Folge des Überganges 
der volkerreehtlichen Vertretung auf die Sehutzmacht und 
der dadurch gebotenen Umbildung der Konsulargerichts- 
barkeit. 

Da vermoge des Protektorates die Sehutzmacht den 
Schutzstaat in seinen internationalen Beziehungen deckt, 
so mufs sie ihn auch gegen etwaige Angriffe fremder 
Miichte beschützen. GewOhnlich wird dieser Schutz auch 
ausgedehnt auf Aufstftndo im lnnern. Von dieser Ver- 
pflichtung der Sehutzmacht zum Schutze gegen innere und 
ftufsere Feinde wird, obgleich sie volkerrechtlich etwas Sekun- 
dslres ist, auch die Bezeichnung des ganzen Rechtsverhalt- 
nisses hergeleitet, um damit die dem Schutzstaate er- 
waehsenden Vorteile besonders hervorzuheben. Um der 
Sehutzmacht die Erfüllung ihrer Schutzverpflichtung moglich 
zu machen, wird ihr innerhalb des Gebietes des Schutz- 
staates ein Besatzungsrecht entweder allgemein oder an be- 
stimmten Punkten, entweder zeitweise oder dauernd zu- 
gestanden. 

Die in den Protektoratsvertragen oder besonderen Ab- 
kommen zwischen Sehutzmacht und Schutzstaat etwa ent- 
haltenen Bestimmungen über Handel und Verkehr verfolgen 
den Zweck, den Angehôrigen der Sehutzmacht zum mindesten 
das Meistbegünstîgungsrecht , womôglich ein Monopol zu 
8ichern. Dieser Zweck kann aber unter der Herrschaft des 
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Protektorates meist nur unvollkommen erreicht werden. 
Denn der Protektoratsvertrag als der s pater gesohlossene 
Vertrag steht den friiher zwischen dem Schutzstaate und 
anderen Machten geschlossenen Handelsvertragen nach. 
Diese alteren Vertrkge bleiben unberührt biB zu ihrer Ab- 
Snderung oder bis zum (Jntergange des Schutzstaates. Die 
Meistbegünstigung ist daber das Hochste , was die Schutz- 
macht für ihre Angehorigen unter der Herrschaft des Pro- 
tektorates überhaupt erreichen kann. 

Das Protektorat ist jedoch politiseh etwas anderes als 
es rechtlich besagt. Wtthrend es rechtlich dem schwacheren 
Staate gegenüber fremden Machten den Beistand der Schutz- 
macht dauernd gewühren soll, bedarf politiseh der beschützte 
Staat gegentiber keinem anderen Staate rnehr des Schutzes 
als gegenüber der Schutzmacht. Politiseh liegt das Pro- 
tektorat nur im Interesse der Schutzmacht. Für sie ist es 
ein Mittel, ein fremdes Gebiet leichter zu unterwerfen , in- 
dem vorlaufig die einheimische Staatsgewalt aufrecht er- 
halten , und damit den Bewohnern der Übergang in die 
neuen Verhaltnisse erleichtert wird. Das Protektorat ist 
daher ein hervorragendes Mittel der kolonialen Ausbreitung 
europkischer Staaten. Es hat die politische Tendenz, den 
Einflufs der Schutzmacht bestkndig zu erweitern und damit 
die spater unvermeidliche Einverleibung des Schutzstaates 
vorzubereiten. Wâhrend vülkerrechtlieh das Protektorat 
die Unabhangigkeit des Schutzstaates nicht berührt und 
denselben nach wie vor als souveranes Staatswesen er- 
scheinen lafst, ist der Schutzstaat politiseh von der Schutz- 
macht vollkommen abhangig. Diese politische Abhangigkeit 
lafst aber die volkerrechtliche Seite des Verhaltnisses nicht 
vollstandig unberührt, sondern wirkt auf dasselbe zuriick. 
Damit kommen wir zu den bisher unerortert gebliebenen 
Typen der russischen und niederlandischen Protektorats- 
vertrage. 

Wahrend das Protektorat als vülkerrechtliches Ver- 
haltnis die fortdauernde Souverânetat des Schutzstaates vor- 
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aussetzt, bringen die Vert rage Rufslands mit Géorgien und 
Chiwa ein Vasallen- und Dienerverhaltnis des Herrschers 
des Schutzstaates zum Ausdrucke, das mit der Souverânetât 
des letzteren unvereinbar erscheint. Es ist anzuerkennen, 
dafs hier in Reminiscenz an orientalische Vasallen verhalt- 
nisse ein dem Protektorate an sich fremdes Elément in die 
Beziehungen zwisehen Schutzmacht und Scliutzstaat hinein- 
getragen ist. Da jedoeh das Verhftltnis im übrigen dem 
Protektorate entspricht, und der Vasallen- und Dienerschaft 
des Herrschers des Schutzstaates nur eine formale Be- 
deutung beiwohnt, so wird damit das Wesen des Protektorats 
nicht beeintracktigt. 

Die politische Àbhangigkeit des Schutzstaates von der 
Schutzmacht wird vorzugsweise zur Geltung gebracht durch 
den Residcnten der letzteren. Dieser beschrankt sich 
keineswegs auf die Regelung der auswürtigen Beziehungen, 
sondern groift tiberall da ein, wo es das Interesse seines, 
des schutzherrlichen Staates zu erfordern scheint. Die 
Protektoratsvertrage bieten hierzu eine sehr geeignete Hand- 
habe, indem der Schutzstaat vielfach die Durchführung ge- 
wisser von der Schutzmacht empfohlener Reformen ver- 
spricht, oder aueh die Handels- und Verkehrsinteressen das 
Eingreifen des Residenten erfordern. Das Mafs, in dem 
dieser Einflul's des Residenten auf das gesamte Staatswesen 
geltend gemacht wird, ist in den einzelnen Fallen ein sehr 
verschiedenes. Es kann aber so weit gehen, dafs der Ré- 
sident als oberste BehOrde des Laudes die einheimischen 
Gewalten einfach mit Anweisungen versieht, denen dieselben 
Folge leisten müsseii. Der Ftirst des Schutzstaates ist da- 
mit mediatisiert und geniefst nur noch gewisse Ehrenrechte 
und Einktinfte. Dieses letzte Stadium der Entwicklung, 
zu dem aile Protektoratsverhâltnisse hinstreben, ist in Nieder- 
liindisch-Indien, dem âltesten Kolonialbesitze, bereits erreicht. 
Der thatsitchliche Zustand steht hier mit dem ursprüng- 
lichen Redits verhâltnisse in derartigem Widerspruche, dais 
eine Rückwirkung auf das Recht unausbleiblich ist. Ein 
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thatsfichlich mediatisierter Fiirst ist nicht mehr Haupt eines 
Staates, geschweige denn eines souverünen Staates. So 
erklftrt es sich , dafs indische Fürsten die Zugehôrigkeit 
ihres Landes zu Niederlftndisch-Indien und den Konig der 
Niederlande als ihren Souverün anerkennen. Von dem 
Protektorate ist hier nur noch die aufsere Hülse übrig, 
thatsâchlich liegt eine Einverleibung vor, und die dem ein- 
heimischen Fürsten iiberlassene innere Verwaltung ist nicht 
mehr die eines Staates, sondern die eines mediatisierten Standes- 
herren. Am nüchsten kommt dieser Entwicklung diejenige in 
Britisch-Indien, doch hat sie noch nicht allgemein zur Auf- 
hebung des staatlichen Charakters der Schutzstaaten geftihrt. 

Überhaupt nicht als Protektorate zu betrachten sind 
die von nordamerikanischen Schriftstellern vielfach als solche 
behandelten Verhaltnisse der Vereinigten Staaten und der 
Indianer-Stamme. Auf Seite der letzteren fehlt hier ein 
dem Protektorate als volkcrrechtlichem Verhaltnisse wesent- 
liches Moment, die Eigeuschaft als Staat und anerkanntes 
Subjekt des Volkerrechtes. Die Vertrage mit den Indianer- 
stammen haben keine andere Bedeutung als die modernen 
Schutzvertrage der europaischen Kolonialstaaten mit ein- 
heimischen Stammen. Sie sind ein vorbereitender Akt für 
die spktere effektive Besitzergreifung und schliefsen vor 
allen Dingen schon durch ihr Vorhandensein andere Machte 
von der Besitzergreifung aus. Mag man selbst die Indianer- 
stamme in ihren Reservationen als Staaten bezeichnen und 
ihre Beziehungen zu der Union durch Vertrage regeln, das 
andert nichts an der Thatsache, dafs ihnen eine eigene, von 
der Union unabhangige Staatsgewalt fehlt. Die Vereinigten 
Staaten würden zvveifellos und mit Recht den entschiedensten 
Protest erheben, falls irgend eine Macht, auch soweit es 
den ausdrücklichen Bestimmungen der Vertrage zwischen 
Union und Indianerstammen nicht zuwiderlaufen wtirde, 
letztere als Staaten behandelte. 

Die Rechte und Pflichten aus dem Protektorate als 
einem volkerrechtliehen Verhaltnisse konnen auch nur durch 
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die Mittel des Vôlkerrechtes zur Geltung gebracht werden. 
Hierher gehiirt die vertragsmafsige Einsetzung eines Schieds- 
gerichtes, wie solche z. B. durch die Samoaakte zur Ent- 
scheidung aller Streitigkeiten aus dem Vertrage erfolgt ist. 
In Ermangelung einer Vereinbarung oder gütlichen Ver- 
stàndigung bleiben beiden Teilen die gewühnlichen vülker- 
rechtlichen Zwangsmittel und in letzter Linie der Krieg. 
So ist ein solcher zwischen Frankreich und Madagaskar 
und zwischen Italien und Abessinien entstanden. Da der 
Schutzstaat seinen staatlichen Charakter und seine voile 
Souverânetat bewahrt hat, ist ein solcher Krieg keineswegs 
als Bürgerkrieg oder Rébellion, sondera als wirklicher Krieg 
zu betrachten. Er legt daher den kriegführenden Teilen 
wie den Neutralen samtliche Pflichten des Kriegszustandes 
auf und endet durch Debellatio oder Einstellung der Feind- 
seligkeiten unter den beiden Staaten. 

l)as Protektorat ist regelmfifsig kein dauernder, sondera 
nur ein Übergangszustand, der nach kürzerer oder langerer 
Dauer sein Ende erreicht. 

Die volkerreehtliche Litteratur, welche allgemein in 
dem Protektorate nur die Verpflichtung des einen Staates, 
den anderen zu schützen, sieht, lafst diesen Gesichtspunkt 
auch bei Anführung der Gründe der Auflosung eines Pro- 
tektorates, soweit sie diese überhaupt berücksichtigt , zur 
Geltung gelangen. Das Protektorat soll demnach auf- 
gehoben werden durch Nichtcrfüllung der Schutzverpflichtung 
oder Anmafsung von mehr Kechten, als ihm der Protektorats- 
vertrag giebt, seitens des schutzherrlichen oder durch Treu- 
losigkeit seitens des Schutzstaates , also mit einem Worte 
durch eine Rechtsverletzung seitens eines der beiden Teile 33 . 
Thatsachlich hat aber hochst selten ein Protektorat durch 
einen dieser Gründe sein Ende erreicht. 

Das Protektorat als eines der wichtigsten Mittel kolo- 
nialcr Ausbreitung der europaischen Machte trügt die poli- 

33 Vgl. Vattel, Droit dos gens, éd. p. Pradier-Fodéré I, 8. 480; 
Calvo, Droit international I, 8. 178. 
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tische Tendenz in sich, in voile Einverleibung des Gebietes 
des Schutzstaate8 in das Gebiet der Schutzmacht überzu- 
gehen. Diese Einverleibung ist daher historisch der all- 
gemeine und regelmâfsige Endigungsgrund. Sie vollzieht 
sich auf friedlichem Wege in doppelter Weise. Einmal 
kann der Schutzstaat selbst eine Cession seines ganzen 
Staatsgebietes vornehmen. Auf Grund dieser Cession voll- 
zieht dann die Schutzmacht die Einverleibung des Gebietes. 
Es kann aber auch die Schutzmacht ihren Einflufs auf die 
inneren Angelegenheiten des Schutzstaates in dem Mafse 
ausdehnen, dafs eine Rückwirkung des politischen Einflusses 
auf das rechtliche Gebiet unausbleiblich und schliefslich die 
staatliche Existenz des Schutzstaates negiert wird. Von 
dem ehemaligen Staatswesen bleibt dann nur der Fiirst als 
mediatisierter Herr mit einigen Scheinrechten oder als 
PensionSr tibrig. Wiihrend fiir eine wirkliehe Cession die 
Einverleibung Taitis in Frankreieh das wichtigste Beispiel 
bildet, ist die allmàhliche Aufsaugung der Scbutzstaaten 
deren gewohnliches Schicksal. In Niederl&ndisch-Indien, 
teilweise auch in Britiseh-Indien , hat sie zweifellos schon 
zur Einverleibung der Schutzstaaten geführt. In anderen 
Fallen kann es noch zweifelhaft sein, ob der Schutzstaat 
als solcher fortbesteht oder nicht 84 . 

Der Krieg zwischen Schutzmacht und Schutzstaat, z. B. 
zwischen Frankreieh und Madagaskar, Italien und Abessinien, 
liebt, vvie aile volkerrechtlichen Vertr&ge unter den krieg- 
führenden Teilen, so auch das Protektorat auf. Das Er- 
gebnis des Krieges ist aber entweder ein neues Protektorat 
mit weit ausgedehnteren Rechten der Schutzmacht oder die 
vollstfindige Einverleibung des früheren Schutzstaates. 

Dafs ein Protektorat, falls es nur auf eine bestimmte 

So behauptet z. B. Pradier-Fodéré , Traité de droit public Bd. 1, 
S. 193» Kanibodja sei kein Schutzstaat niehr, sondern bible eineu Be- 
standteil der Kolonie Cochinchina. Ein analogcs Résultat dürfte sich 
nach dem neuesten Friedensvertrage zwischen Frankreieh und Madagaskar 
ergeben. Vgl. auch Pillet, Des droits de la puissance protectrice sur 
l’administration de l'Etat protégé in der Revue générale de droit inter- 
national public, vol. II (1895), S. 583 ff. 
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Zeit eingegangen sein sollte — was aber nicht vorkommt, — . 
mit Ablauf dieser Zeit erlischt, und dafs der Protektorats- 
vertrag durch wechselseitige Übereinstimmung beider Teile 
wieder gelost werden kann , ist selbstverstMndlich. Doch 
haben diese Auflôsungsgriinde nur eine theoretische Be- 
deutung, thatsâchlich kommen sie kaum vor. Die einseitige 
Kündigung eines dauernd abgeschlossenen Protektoratsver- 
trages, wie sie von Abessinien versucht wurde, bildet jeden- 
falls einen Vertragsbruch und setzt den schuldigen Teil den 
Folgen eines solchen, dem Kriege, aus. 

Das Protektorat wird nun vielfach in Verbindung ge- 
bracht mit der Garantie. So wurde der Bardovertrag 
zwischen Frankreich und Tunis auf franzôsischer Seite für 
einen Garanti evertrag ausgegeben, und Pradier-Fodéré 85 
erklart die Protektionsvertrttge geradezu fur eine Abart 
der GarantievertrMge. Richtig ist hieran nur soviel, dafs 
jedes Protektorat eine Garantie des Besitzstandes des Schutz- 
staates durch die Schutzmacht gegenüber fremden Machten 
enthâlt. Diese Garantie ist aber vôllig wertlos, da gerade 
die Schutzmacht es ist, die den Besitzstand des Schutz- 
staates gefahrdet. Ebenso ist es richtig, dafs die vor dem 
Protektorate von dem Schutzstaate mit fremden Machten 
abgeschlossenen Vertriige in Kraft bleiben und die fremden 
Miichte sich nach Begrilndung des Protektorates wegen Er- 
füllung der übernommenen Verpflichtungen nur an die 
Schutzmacht halten konnen. Daher spricht der Bardo- 
vertrag ausdrücklich aus, dafs Frankreich die Ausftthrung 
der bestehenden Vertrfige zwischen Tunis und anderen 
Machten garantiert. Aber diese Garantie ist nicht Gegen- 
stand, sondern Folge des Protektorates. Sie ist daher nicht 
vertragsmafsig den fremden Machten gegenüber übernommen, 
sondern diese leiten ihren Ansprueh ab aus dem durch das 
Protektorat hergestellten Zustande. Das Protektorat hat 
also nach verschiedenen Richtungen die Wirkung der 
Garantie, aber es ist keine Abart derselben. 

85 A. a. O. Bd. 2, S. 642. 
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Die Suzerânetat. 


TY^ ahrend das Protektorat durchaus auf dem Boden 
christlich-europitischen Vôlkerrechtes erwachsen ist, erscheint 
bei der Suzeranetat der Einflufs orientalischer Rechtsan- 
schauungen unverkennbar. Wie die Suzeranetat entstanden 
ist in dem Yerhaltnisse der Tiirkei zu ihren Vasallenstaaten, 
so hat sie sich auch bisher im wesentlichen auf dieses 
Gebiet beschrankt. 

Am altesten ist das Schutzverhaltnis der Tiirkei zu den 
DonauftirstentUmern Walachei und Moldau, dem spateren 
Fürstentum Rumknien. Diese ursprünglich unabhangigen 
Fürstentümer waren genôtigt, 1396, bezw. 1513, die erste 
Kapitulation mit der Tiirkei abzuschliefsen. Der erste 
türkisch-walachisehe Vertrag von 1396 garantiert der Wa- 
lachei die voile Souveranetat nach innen und nach aufsen 
gegen die Verpflichtung einer Tributzahlung an die Pforte. 
Allerdings ist schon in dem zweiten Vertrage mit der 
Walachei von 1460 von einer Suprématie der Pforte über 
die Souveranetat der Walachei und von einer Anerkennung 
der Hospodarwahl seitens der Tiirkei die Rede. Im übrigen 
wird aber gegen eine Tributzahlung die vollstandige Unab- 
hangigkeit der Walachei von neuem anerkannt. Ebenso 
wird in dem ersten Vertrage der Tiirkei mit der Moldau 

Staats- u. vOlkerrechtl. Abhandl. I. 5. — Bornhak. 4 
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von 1513 die voile Souveritnetiit derselben garantiert und 
ihr ausdrücklich das Priidikat n unabhüngig“ beigelegt gegen 
ein jahrliches „Geschenk“ an die Pforte. Da jedoch die 
Originale dieser Kapitulationen der Donaufürstcntümer nicht 
mebr aufzufinden sind, ist der Inhalt derselben vielfach be- 
stritten *. In den spüteren Jahrhunderten gelang es jeden- 
falls der Türkei, nach dem Rechte des Starkeren, einen 
grOfseren Einflufs in den Fürstentümern zu gewinnen und 
die beliebige Ernennung und Absetzung der Hospodare, die 
aus der Zabi der Phanarioten genommen wurden, an sich 
zu reilsen. Selbst die Hinrichtung der Hospodare auf Befehl 
der Pforte kam vor. Die Donaufü rstentümer waren also 
dem gewohnlichen Schicksale der Schutzstaaten verfallen 
und unter Verlust ihres staatlichen Charakters zu Provinzen 
des osmanischen Reiches mit einzelnen Sonderrechten ge- 
worden. 

Erst allmahlich haben die Donaufürstentümer, besonders 
unter der Einwirkung Rufslands, ihre staatliche Existenz 
zurückgewonnen. Der Friede von Kutschuk-Kainardji von 
1774, Art. 6, sicherte ihnen vollstandige Amnestie, Religions- 
und Auswanderungsfreiheit zu. Die Geschaftstrager der 
„Souverane“ der Fürstentiimer sollten „trotz ihrer geringen 
Wichtigkeit", als Personen, die sich des Schutzes des Volker- 
rechtes erfreuten, angesehen werden. Auch sollte der 
russisclie Vertreter bei der Pforte berechtigt sein, sich, 
wenn es die Umstande erforderten, fur die Fürstentiimer 
zu verwenden 2 . Noch weiter ging ein auf Grund des 
Friedens von Adrianopel zwischen Rufsland und der Pforte 
geschlossener Vertrag vom 2./14. September 1829 8 . 
Danach durften die Hospodare frei die inneren Angelegen- 
heiten ihrer Provinzen ordnen und eine eigene Miliz für 


1 Vgl. Neigebauer, Die Donaufürstentümer, Berlin 1856 , 3. Abt., 
S. 19 f 

2 Vgl. Arntz, De la situation (le la Roumanie au point de vue du 
droit international, in der Revue de droit international Bd. 9, S. 18 ff. 

3 Martens, Recueil Suppl. Bd. 12, S. 152. 


Digitized by Google 



51 


I. 5. 

den inneren Dienst unterhalten. Der Pforte hatten sie einen 
bestimmten Tribut zu zahlen. Die Anordnungen liber die 
inneren Angelegenheiten durften aber in keiner Weise eine 
Verletzung der Souver&netfit der Pforte enthalten. Da Rufs- 
land die Reehte der Fürstentümer garantiert hatte, so bildete 
es neben der Türkei gleichsam die zweite Schutzmaeht. 

Der Pariser Friede vom 80. Miirz 1856 4 bestâtigte im 
wescntlichen das bestehende Verhâltnis. Die Donaufürsten- 
tlimer sollten nach Art. 22 unter der SuzerftneUit der Pforte, 
durck welche Bezeichnung das Wort „Souveranetat“ in 
dem vorher erwfihnten Vertrage ersetzt wurde, und unter 
der Kollektivgarantie der kontrahierenden Màchte, welche 
an die Stelle der bisherigen alleinigen Garantie Rufslands 
trat, ihre bisherigen Privilegien und Immunitftten auch 
weiterhin behalten. Art. 23 sicherte ihnen eine unabhftngige 
innere Verwaltung, Art. 26 eine eigene Armee. Eine be- 
waffnete Intervention der Pforte war nur zulassig mit Ge- 
nehmigung der Mftchte. Die Vertrage der Pforte mit 
anderen Machten gelten auch filr die Donaufürstentümer. 
Die Eingehung irgend welcher Vertrage mit fremden Machten 
war denselben noch in dem von der Pforte ausgestellten 
und vom Fürsten Karl angenommenen Investiturfirman vom 
23. Oktober 1866 5 untersagt. Allerdings haben die FUrsten- 
tiimer spUter Handelsvertrage unmittelbar mit fremden 
Machten abgeschlossen , die Türkei hat jedoch hiergegen 
formell Protest erhoben 6 . 

Serbien, dem nach seinem Freiheitskampfe in dem 
Frieden zu Bukarest vom 28. Mai 1812 nur allgemeine 
Amnestie und eigene innere Verwaltung gegen Tribut- 
pflichtigkeit und Übergabe der Festungen an den Sultan 
verheifsen war, erhielt erst im Jahre 1826 dureh den russisch- 
türkischen Vertrag von Akjerinan eine gesicherte Rechts- 
stellung. Dieser verbürgte den Serben freie Wahl ihrer 

4 Mnrhard (Martensi, Nouveau Recueil Général Bd. 15, S. 770. 

11 Aegidi und Klauhold. Staatsarchiv, Bd. 12, S. 230. 

a A. a. O. Bd. 29, S. 64. 

4* 
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Oberhaupter, unabhitngige Gerichtsbarkeit, vollstündig freie 
innere Verwaltung uncl eigene Erhebung der Steuern gegen 
einen festen jahrlichen Tribut an die Pforte. Der Friede 
von Adrianopel wies einfach auf diese Bestimmungen zu- 
rück. Dagegen gewfihrte Art. 28 des Pariser Friedens von 
1856 Serbien genau dieselben Rechte, wie den Donaufürsten- 
tümern Walachei und Moldau. 

Beide Schutzvorhaltnisse haben bekanntlich infolge des 
Berliner Kongresses von 1878, sowohl fur die zu einem 
Staate Ruiminien vereinigten Donaufürstentlimer wie fur 
Serbien aufgehbrt, und beide sind seitdem nach Erfüllung 
der ihnen auferlegten Bedingungen als vollkommen sou- 
ver&ne Staaten anerkannt. 

Dagegen ist durch Art. 1 der Berliner Kongrefsakte 
vom 13. Juli 1878 7 , ein ahnliches Verhaltnis hergestellt 
worden für das neugegründete Fürstentum Bulgarien. Dieses 
bildet ein autonomes und tri buta res Fürstentum unter der 
Suzeranetat der Pforte mit christlicher Regierung und 
nationaler Miliz. Den Bewohnern des neuen Fürstentums 
wurde vollstandige Glaubens- und Gewissensfreiheit gewahr- 
leistet, und im tibrigen die Ausarbeitung eines organischen 
Statuts dureh eine Versammlung bulgarischer Notabeln an- 
geordnet. Der Fiirst wird von der Bevôlkerung gewühlt 
und von der Pforte mit Zustimmung der Grofsmachte be- 
statigt. 

Dagegen bildete Ost-Rumelien nach der Berliner Kon- 
grefsakte keinen Staat, sondern lediglich eine Provinz des 
tiirkischen Reiehes mit christlicher Verwaltung. Trotz der 
thatsiichlichen Vereinigung des Landes mit Bulgarien hat 
Ost-Rumelien rcchtlich den ihm durch den Berliner Kongrefs 
gegebenen Charakter behalten. Nach den Beschlüssen der 
Konstantinopeler Konferenz vom 5. April 1886 8 wird der 
Flirst von Bulgarien nur zum Generalgouverneur von Ost- 


1 A. a. O. Bd. 34, S. 277. 
8 A. a. O. Bd. 47, S. 62. 
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Rumelien durch die Pforte ernannt. Aber aueh dieses Ver- 
haltnis stand bisher lediglich auf dem Papiere, da ein von der 
Pforte und den Machten anerkannter Filrst von Bulgarien 
seit Jahren nicht vorkanden war, und der thatsachliche 
Herrscher Bulgariens auch in Ost-Kumelien regierte. 

Die Insel Samoa wurde durch einen Firman des Sultans 
Mahmud vom 11. Dezember 1832 als tributaires Füratentum 
konstituiert. Die Pforte emennt nur den nicht erblichen 
Fiirsten der Insel von griechischer Nationalitat und erhebt 
einen bestimmten Tribut. 1m iibrigen ist die Verwaltung 
der inneren Angelegenheiten in vollem Umfange den ein- 
heimischen Organen Uberlaasen. 

Egypten batte sicli bis zu Mehemed Ali (1806) nur 
einer durch seine geographische Lage begunstigten , bald 
mehr bald minder grofsen thatsachlichen Unabhangigkeit 
von der Pforte erfreut. Erst die Intervention der euro- 
paisehen Machte bei den Kampfen Mehemed Alis gegen die 
Pforte im Jahre 1840 ftthrte zu einer Fixierung des reckt- 
lichen Zustandes. Durch den Vertrag zwischen Osterreich, 
England, Preufsen, Kufsland und der Tiirkei vom 15. Juli 
1840 B erkannte letztere die Selbstandigkeit Egyptens 
untcr Mehemed Ali und seinen Nachfolgern in gewissen 
Grenzen an. Dcm Vicekônige wurde als Delegierten des 
Sultans das Recht eingeraumt, die Steuern zu erhcben und 
den Ertrag der Steuern fur sich zu verwenden. Dagegen 
sollte die egyptische Arniee als Teil des ottomanischen 
Ileeres gelten, die Gesetze und Vertrkge der Pforte auch 
fur Egypten verbindlich sein. Diesem fehlte andererseits 
jedes Recht der Vertretung nach aufsen, so dafs es nicht 
einmal den fremden Konsuln das Exequatur erteilcn durfte. 
Im Anschlusse hieran regelte ein Firman des Sultans an 
Mehemed Ali vom 13. Februar 1841 ,u , das beiderseitige 
Verhaltnis. In diesen Firman gingen die Bestimmungen 


,J Murliard (Martens), Nouveau Recueil Géuéral Bd. 1, S. 156. 
10 Aegidi uud Klauhold, Staatsarchiv Bd. 40, S. 297. 


Digitized by Google 



54 


I. 5. 


clés oben genannten Vertrages liber, und es wurde aufser- 
dein angeordnet, dafs die Pforte den Nachfolger des letzten 
Vicekônigs immer aus der Zahl der Sôhne desselben er- 
nennen solite, das egyptische Heer, dessen Ofiiziere der 
VicckOnig nur bis zura Major ernannte, nicht mehr als 
18 000 Mann betragen, und Kriegsschiffe ohne Erlaubnis 
der Pforte nicht angeschafft werden dürften. Spiltere Firmans 
anderten diese Bcstimmungen vielfach ab; insbesondere 
solite nach dem Firman vora 27. Mai 1866 11 Thronfolge- 
ordnung die Primogenitur sein. 

In noch hoherem Mafse wurden die Rechte des egypti- 
schen Herrschers erweitert durch den Firman vom 8. Juni 
1873 12 , welcher aile früheren Bestimmungen iiber das Ver- 
haltnis Egyptens zur Pforte ersetzen solite. Thronfolge- 
ordnung blieb die Primogenitur. Der egyptische Herrscher 
erh&lt den Titel eines Khedive (Herrn) von Egypten bei- 
gelegt. Für den Fall der Minderjfihrigkeit des Khedive 
werden besondere Bestimmungen getroffen. Dem Khedive 
und seinen Nachfolgern sind folgende Befugnisse eingeriiumt : 
er ist vollstfindig unabhangig in Sachen der Justiz und 
Verwaltung; kann ohne vorherige Zustimmung der Pforte 
Handels-, Zoll- und die Fremden betreffende Vertrage mit 
auswartigen Mftchten schliefsen und amtliche Vertreter bei 
denselben bestellen ; er kann Anleihen aufnehmen ohne Zu- 
stimmung der Pforte; Münzen prflgen, aber mit der Tugra 
des Sultans; den Stand der egyptisohen Armee bestimmen, 
die jedoch die Fahnen des Sultans führt; die Flotte ver- 
mehren oder vermindern, nur mit der Mafsgabe, dafs er 
zum Bau und zum Ankaufe von Panzerschiffen die Ge- 
nehmigung des Sultans bedarf. Dagegen zahlt der Khedive 
einen jiihrliehen Tribut von 15000 Beuteln. 

Die Einraumung dieser weitgehenden Autonomie hat 
jedoch die Pforte nicht abgehalten, im Jahre 1879 den Khe- 


11 A. a. O. S. 300. 

12 A. a. O. S. 306. 
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dive Ismael Pascha abzusetzen, und durch Firman vom 

2. August 1879 die Befugnis zur Anfnahme von Anleihen 
und zum Abschlusse von Staatsvertragen unter die Kon- 
trolle der Pforte zu stellen 1S . Ebenso wurde bei dem 
letzten Regierungswechsel durch den Investiturfirman des 
Sultans fur den neuen Herrscher der Territorialbestand 
Egyptens einzelnen Veranderungen zu Gunsten der Tiirkei 
unterzogen. 

Die Bildung der türkischen Vasallenstaaten mit Aus- 
nahme der Insel Samos ist eine ziemlich gleichartige. Zu- 
nachst wird das Gebiet, zum Teil mit Hilfe fremder Müchte, 
thatsaclilich von der türkischen Herrschaft befreit. Die 
Folge davon ist die Begründung einer eigenen, nicht von 
der Pforte eingesetzten Regierung, die, sobald sie iiber das 
rein provisorische Stadium hinaus ist, einen monarchischen 
Charakter annimmt. Erst nachdem thatsachlich die türkische 
Herrschaft erloschen und das betreffende Gebiet staatlich 
konstituiert ist, verpflichtet sich die Pforte in Vertragen 
mit fremden Machten, unter bestimmten Bedingungen die 
innere staatliche Unabhangigkeit des Gebietes anzuerkennen. 
Damit erhalten die neuen Staatswesen eine vülkerrechtliche 
Garantie ihrer bereits thatsachlich errungenen Selbst- 
standigkeit. 

Nach Auffassung der Pforte beruht die Selbstandig- 
keit der Vasallenstaaten auf den von dem Sultan in Er- 
füllung der vertragsmafsigen Verpflichtung erlasscnen Akten 
oder, wo Vertrage nicht vorliegen, wie bei Samos, auf 
dessen volkerrechtlich nicht gebundener Anordnung. Diese 
Akte des Sultans sind die Firmans zur Belehnung der Va- 
sallenfürsten. Soweit das Rechtsverhaltnis bereits in dem 
Vertrage erschopfend bestimmt ist, wie fiir die europaischen 
Vasallenstaaten, hat der Firman eine mehr formelle Be- 
deutung. Im Ubrigen bestimmt er aber selbst das Rechts- 

13 Vjçl. Th. E. Holland, The European Concert in the Eastern 
Question, Oxford 1885, S. 125. 
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verhfiltnis und das Mais der Selbststandigkeit. Nach der 
oftiziellen Auffassung der Pforte sind dalier die Vasallen- 
staaten nichts anderes als privilegierte Provinzen, deren Or- 
gane aile Befugnisse nur kraft Firmans des Grofsherren be- 
sitzen. 

Diese Auffassung ist vollstândig gerechtfertigt fur die 
Insel Samos. Ihre Selbstandigkeit entbehrt jeder volker- 
reehtlichen Garantie , und in ihr Verhilltnis zur Pforte 
wlirden sicb die Grofsmachte nur mit demselben Redite 
einmisehen künnen, mit dem sie überhaupt die gesamte 
innere Verwaltung der Ttirkei ihrer Kontrolle unterwerfen. 
Die Insel Samos war aber ferner niemals fiiliig, dauernd 
ihre Unabbangigkeit von der Pforte zu erkampfen oder zu 
behaupten und damit als Staat ins Leben zu treten. Ihre 
ganze Selbstitndigkeit beruht auf der Verleihung der Pforte 
und konnte an sich jederzeit vvieder zurückgezogcn werden. 
Ebenso ernennt die Pforte den nicht erblichen Fürsten. Der 
Insel Samos fehlt also jene staatliche Unabbangigkeit, welche 
dem Wesen des Staates notwendig ist. Sie kann daher 
nicht als Staat, sondern nur als eine mit einer gewissen 
Sonderstellung ausgestattete Provinz betrachtet werden. 

Dagegen kann bei den übrigen Vasallenstaaten nicht 
davon die Rede sein, dais sie blofs privilegierte Provinzen 
des tlirkischen Reiches waren. Wahrend nocli der Friede 
von Adrianopel von einer Souveranetiit der Pforte liber 
ihre Vasallenstaaten spricht, bat sich seit dem Pariser 
Frieden von 1856 statt dessen das Wort Suzeranetat ein- 
gebiirgert. In diesem Wechsel des Ausdrucks liegt schon 
das Anerkenntnis, dafs die Pforte eine Souveranetiit liber 
die Gebiete ihrer Vasallenstaaten nicht mehr hat, diese also 
nicht türkische Provinzen sind. Es fragt sich nun, worin 
das Wesen dieses neuen volkerrechtlichen Institutes der 
Suzeriinetilt besteht. 

Der oftiziellen tlirkischen Auffassung, welche die Suze- 
riinetilt mit der Souveranetiit identificiert, steht vor allen 
Dingen entgegen, dafs die Selbstandigkeit der Vasallen- 
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staaten historisch gar nicht ein von der Pforte abgeleitetes 
Recht ist. Die Vasallenstaaten entstehen wie andere Staats- 
gebilde nicht als Rechtsprodukte , sondern unter Durch- 
brechung der bestehenden Rechtsordnung als historische 
Thatsachen. Die von der Pforte durcli die Firmans ge- 
wtthrte Anerkennung giebt ihnen nichts, was sie nicht be- 
reits besafsen. Wenn die Pforte den Firman nicht erlâfst, 
so wird das Gebiet des Vasallenstaates nicht etwa wieder 
zur einfachen nicht privilegierten Provinz des tiirkischen 
Reiches, wie es nach der Auffassung der Pforte von der 
konstitutiven Bedeutung des Firmans der Fall sein müfste, 
sondern es ist dies eine fur die weitere Existcnz des Va- 
sallenstaates vollstandig gleichgiiltige Thatsache. SeitJahren 
bestand daher das Fürstentum Bulgarien weiter, ohne dafs 
der Fürst einen Investiturtirman von der Pforte erlialten 
batte. Daraus ergiebt sich, dafs die Vasallenstaaten wie 
jeder Staat kraft eigenen Rechtes und nicht kraft türkischer 
Verleihung ihre staatlichen Hoheitsrechte besitzen. Die 
türkischen Firmans haben daher, soweit das Mafs der 
Selbstândigkeit des Vasallenstaates bereits andervveit fest- 
steht, nur eine formule Bedeutung; soweit dagegen bezüg- 
lich des Malses der Selbstândigkeit ein gewisser Spiel- 
raum vorhanden ist, bestimmen sie dieselbe innerhalb des 
gegebenen Rahmens. Ersteres ist der Fall bei den 
europHischen Vasallenstaaten der Tiirkei, letzteres bei 
Egypten. 

Aber die neue Staatsbildung, welche unabhângig von 
dem Willen der Pforte entstanden ist, bat sich keineswegs 
sofort in den Besitz aller staatlichen Befugnisse setzen 
kônen. Egypten ist sogar in seinen inneren Angelegenheiteu, 
wie Heerwesen, Marine, Miinze, mannigfaltig beschrânkt. 
Allen Vasallenstaaten fehlt aber das Recht der volkerrecht- 
lichen V ertretung nach aufsen , ihre staatliche Personlich- 
keit wird in dieser Beziehung noch gedeckt durcli die 
Pforte. Nur die Zulâssigkeit des Abschlusses von Handels- 
und ahnlichen Vertragen mit fremden Machten ist nach an- 
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fiinglichem Widerstreben von der Pforte den Vasallenstaaten 
zugestanden, für Egypten sogar ausdrilcklich in dem Finnan 
von 1873. 

Wahrend bei dem Protektorate der abhangige Staat 
rechtlich im Besitze der vollen Souveriinetat ist und nnr 
einzelne Befugnisse der Schutzmacht zur Ausübung über- 
trSgt, sind bei der Suzeriinetiit die Rechte der Schutzmacht 
keineswegs vom Schutzstaate abgeleitete, sondern ursprüng- 
liche, die der abhiingige Staat niemals besessen bat. Andrer- 
seits sind auch die staatlichen Rechte des Vasallenstaates 
keineswegs von der suzeriinen Macht delegierte, was die 
aufsere Form des Investiturtirmans vermuten lassen konnte, 
sondern eigene, urspriingliche. Die an sich einheitliche 
Staatsgevvalt ist unter verschiedene Trttger gespalten. Die 
Souverttnetftt als eine wesentliche Eigenschaft des Staates 
ist allerdings unteilbar, da die Unabhitngigkeit der Herr- 
schaft die Unbeschriinkbarkeit in sich triigt. Aber diesem 
Begriffe liegt der Einheitsstaat, der aile staatlichen Rechte 
in sich vereinigt, zu Grunde. Ist die einheitliche Staats- 
gewalt unter zwei selbstândige Triiger gespalten, so steht 
die Souveriinetat keinem von ihnen allein, sondern nur 
beiden in ihrem Zusammenschlusse zu einer vollen Staats- 
gewalt zu. Wenn der Vasallenstaat auch als Staat be- 
zeichnet wird , so ist er es doch nur in seiner Verbindung 
mit der suzerftnen Macht. Dafs andrerseits dieser über das 
Gebiet des Vasallenstaates nicht allein die Fülle der Staats- 
gewalt zusteht, lindet ftufserlich seinen Ausdruck darin, 
dafs ihr nicht die Souverânetat, sondern nur die Suzerane- 
tat beigelegt wird. 

Das Verhaltnis der suzeranen Macht zu dem Vasallen- 
staate ist zwar durch dritte Machte volkerrechtlich garan- 
tiert, aber es ist selbst kein volkerrechtliches, sondern ein 
staatsrechtliches. Das Charakteristische dieses staatsrecht- 
lichen Verhfiltnisses ist es, dafs jedes Mittel der Verbindung 
zwischen den beiden Staatsgewalten fehlt. Thatsüchlich 
entsteht daher vielfach der Eindruck, als sei der Vasallen- 
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staat ein vollig unabhângiges Staatswesen. Eine Rück- 
wirkung hiervon auf die rechtliche Stellung des Vasallen- 
staates ist nicht ganz zu leugnen. Die Kriege, die der 
Vasallenstaat mit der suzeranen Macht führt, werden als 
volkerrechtliche Kriege, nicht als Rebellionen oder Bürger- 
kriege betrachtet. Ja zwischen der Türkei und Serbien 
wurde sogar 1877 unter Fortdauer des V asallitâts verhàlt- 
nisses ein formlicher Frieden geschlossen 14 . 

Im Gegensatze zum Protektorate trâgt daher die 
Suzerânetât die politische Tendenz in sich, zur vollen Un- 
abhângigkeit des Vasallenstaates sich zu entwickeln. Der 
letztere, der nicht durch Rechtsakte, sondern unter Aner- 
kennung der historischen Thatsachen entstanden ist, hat 
das Bestreben , das schwache Band , das ihn noch mit der 
suzeranen Macht verknüpft, zu zerschneiden und die voile 
staatliche Unabhângigkeit zu erlangen. Die Suzerânetât 
ist daher ein Übergangsstadium , in dem das neue Staats- 
wesen zunâchst nur seine inneren Verhâltnisse konsolidiert, 
ehe es in den Kreis der europâischen Staaten als gleich- 
berechtigtes Mitglied eintritt. 

Ein Elément des orientalischen Rechtes bildet bei diesem 
Rechtsverhâltnisse die den türkischen Vasallenstaaten regel- 
mâfsig auferlegte Verpflichtung zur Zahlung eines jfthrlichen 
Tributes. Die Tributzahlung an sich lâfst jedoch, wie 
nach den Tributzahlungen europâischer Staaten an die 
Barbaresken im heutigen Vôlkerrechte allgemein ange- 
nomrnen wird, die staatliche Unabhângigkeit unberithrt. 
Audi bei der Suzerânetât ist der Tribut rein accessorischer 
Natur, das Verhâltnis selbst wlirde genau dasselbe bleiben, 
wenn in einem Falle einmal der Tribut fortfiele. 

Wort und Begriff der Suzerânetât beschrânkt sich im 
allgemeinen auf das Verhâltnis der Türkei zu ihren Va- 
sallenstaaten. Aufserhalb dieses Kreises taucht das Wort 
Suzerânetât nur vereinzelt auf, so z. B. in Schutzvertrâgen 

14 Aegidi und Klauhold, Staatsarchiv Bd. 32, 8. 113. 
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Frankreichs mit afrikanischen Stammen, besonders aber in 
dem Verhiiltnisse zwischen Englaud und Transvaal. 

Der früher selbstfindige Staat Transvaal hatte sich 
nach seiner voriibergehenden Einverleibung in den eng- 
lischen Kolonialbesitz seine Unabhftngigkeit thatsachlich 
wieder erkampft. Demnftchst kam zwischen beiden der 
Friedensvertrag vom 3. August 1881 15 zu stande. In dem- 
selben wird die Wiederherstellung der Autonomie von 
Transvaal anerkannt. England ist jedoch die suzer&ne 
Macht und entsendet als ihren Vertreter einen Residenten. 
Es behalt sich die Kontrolle der auswttrtigen Beziehungen 
Transvaals einschliefslich des Abschlusses von Vertragen 
und der Verhandlungen mit fremden Mttchten vor. Aufser- 
dem wird England eine weitgehende Einwirkung zum 
Schutze der Eingeborenen eingerâumt, insbesondere be- 
dlirfen Gesetze, welche deren Lage betreffen, der englischeu 
Genehmigung. Im Ubrigen enthalt der Friedensvertrag 
Grenz-, Entschàdigungs- und âhnliche Bestimmungen, die 
für das Abhîtngigkeitsverhaltnis Transvaals von England 
ohne Interesse sind. 

Die Bezeichnung des Verhaltnisses als Suzeranetat ist 
zunachst gleichgiiltig, da es durch den Vertrag selbst seine 
nahere Bestimmung erhalt. lliernach ist aber gar nicht 
ein der Stellung der türkischen Vasallenstaaten analoges 
staatsrechtiiches , sondern ein vijlkerreehtliches Verhaltnis 
begründet worden. Transvaal hatte seine voile Unabhangig- 
keit wieder erkampft und war dadurch wieder in den 
Vollbesitz seiner stiiatlichen Souv'eranetat nach innen und 
nach aufsen gelangt. Das Anerkenntnis dieser Thatsache 
liegt darin , dafs England mit Transvaal einen fôrmlichen 
Friedensvertrag schlofs. Hiernach behalt sich England 
keineswegs einzelne Kechte der Staatsgewalt ttber das von 
ihm bisher beherrschte Gebiet vor. Von der der Suzerânetàt 
eigentümliehen Spaltung der Staatsgewalt unter zwei ver- 

1,1 Aegidi und Klauhuld, Staatsarchiv ]id. 40, S. 1 9- i ff. 
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sehiedene Trager ist nicht die Rede. Vielmehr unterwirft 
Transvaal nur die Ausiibung seiner staatlichen Rechte nach 
gewissen Richtungen hin, nffmlich beztiglich des Verhâlt- 
nisses zu don auswitrtigen Mâchten und zu den Eingeborenen 
der engliscben Kontrolle. Das ist aber keine Suzeranetat, 
sondern ein Protektorat und sogar ein sehr abgeschwàchtes, 
da England nicht einfach vertragsmâfsig die auswartige 
Vertretung Transvaals Ubernimmt, sondern nur seine aus- 
wartigen Beziehungen kontrolliert, insbesondere die Aus- 
übung des aktiven und passiven Gesandtschaftsrechtes durch 
Transvaal selbst unberührt lflfst. 

Das als Suzerânetftt bezcichnete Protektoratsverhflltnis 
Transvaals v.u England bat jedoch aufgehôrt infolge des 
Vertrages vom 27. Februar 1884 16 , dessen Vereinbarungen 
nach ausdrticklicher Bestimmung an die Stelle derjenigen 
von 1881 getreten sind Nach diesem neuen Yertrage, 
der dem Transvaalstaate wieder die Bezeichnung als Sild- 
afrikanische Republik zugesteht, ist als einziger Rest des 
frilheren Vcrhiiltnisses die Bestimmung übrig geblieben, 
dais die Republik mit anderen Staaten aufser dem Orange- 
Freistaate und mit Staramen aufserhalb ihrer Grenzen nur mit 
Genehmigung der Kônigin von England Vertrage schliefsen 
darf. Die Genehmigung wird ftir erteilt erachtet, wenn die eng- 
lische Regierung nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
Mitteilung des Vertrages gegen denselben Einspruch er- 
hebt. Die Sildafrikanische Republik hat sich also ver- 
tragsmttfsig zu Gunsten Englands beim Abschlusse inter- 
nationaler Vertrage gewissen Beschrttnkungen unterworfen. 
Dieselben machen aber nicht melir dasjenige Mafs von 
Abhangigkeit aus, das man unter einem Protektorate, ge- 
schweige denn unter der Suzeranetat versteht 11 . 

16 A. a. O. lid, 44, S. 371. 

17 Vgl. auch die wesentlich übcreinstimmcnden Ausfiihrungen liei 
Kosin, Die volkerreelitliehe Stellung (1er Südafrikanisehen Keptiblik in der 
deutsclien Juristenzeitung, Bd. 1 (1896), S. 61 ff. und Heilborn, L’Angle- 
terre et le Transvaal in der Revue Général de Droit International Public, 
vol. III (Paris 1896), S. 26 ff., 166 ff 
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§ 6 . 

Die unvollkommene Inkorporation. 


In einer lîeihe von Fallen tritt ein Gebiet al 8 beson- 
derea Staatswesen mit einem anderen in Verbindung, ohne 
dafs eine vollstfindige Einverleibung oder ein Koordinations- 
verhttltnis zwischen zwei Staaten stattfttnde. Man kann 
hier von einer unvollkommenen Inkorporation sprechen. 
Es kommen dabei haupts&chlich folgende Fftlle in Betracht. 

1. Rufsland und Finnland 1 . 

Bis zum Jahre 1809 bildete Finnland, obgleich zum 
griJfsten Teil von einer nicht schwedischen , sondern fin- 
nisehen Bevolkerung bewohntund geographisch von Schweden 
getrennt, rechtlich nur eine schwedische Landschaft, aber 
keinen besonderen Staat. Allerdings wurden 1721 und 1743 
die stldostlichen Teile Finnlands an Rufsland abgetreten, 
aber die übrigen Gebiete blieben in ihrem bisherigen Ver- 
haltnisse zu Schweden. Im Jahre 1808 wurde jedoch das 
ganze Land von den Russen besetzt, und die schwedische 
Armee zum Rückzuge gezwungen. Die anfângliche Absicht, 
Finnland einfach dem russischen Staate einzuverleiben, 
wurde nicht verwirklicht, da .es dem Kaiser Alexander I. 


' Vgl. Mecbelin , Staatsrecht des Grofsfiïrstentuuis Finnland in 
v. Marqnardsens Handhuch Bd. 4, 2, 1, S. 246 lï., Jellinek. Lehre von 
den Staatenverbindungen, S. 70 ff. 
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darauf ankam, sckon vor dem Friedensschluase mit Schweden 
sich zum rechtlich anerkannten Herrseher von Finnland zu 
machen. 

Zur Erreichung dieses Zweckes wurde auf den 22. Mftrz 
1809 nach Hafsgabe der schwedischen Reichstagsordnungen 
ein Landtag der finnlandischen Stànde nach der Stadt 
Borgo berufen. Auf diesem Landtage, den der Kaiser per- 
Bonlich als nunmehriger Grolsflirst von Finnland erôffnete, 
erliefs er eine besondere Versicherung an die sftmtlichen 
Einwobner Finnlands. In derselben erklftrte er, nachdem 
er das Grofsfürstentum Finnland in Besitz genommen, die 
Religion und den gesamten Recbtszustand des Landes ge- 
mttfs der Constitution bestatigen und befestigen zu wollen. 
Darauf huldigten die finnlandischen Stande nach dem für 
die schwedische Konigshuldigung geltenden Ceremoniell 
dem Kaiser von Rufsland als Grofsfiirsten von Finnland. 
Dem Landtage wurden dann mehrere Vorlagen liber die 
neue Organisation des Staatswesens gemacht. Bei dem am 
18. Juli 1809 erfolgten Schlusse des Landtages bezeichnete 
der Kaiser in einer franzôsisch gehaltenen Rede das finnische 
Volk ausdrücklich als „ placé désormais en rang des nations." 

Finnland, bisher ein Bestandteil des schwedischen 
Staates, war also durch die geschilderten Vorgange nicht 
etwa dem russischen Reiche einverleibt worden. Denn eine 
solche Einverleibung hatte sich, da eine Eroberung des ge- 
samten schwedischen Staates nicht erfolgt war , nur auf 
Grund eines einzigen vOlkerrechtlichen Erwerbstitels, namlich 
eines zwischen Rufsland und Schweden abgeschlossenen 
Abtretungsvertrages , vollziehen konnen. Ein solcher war 
aber nicht zustande gekommen. Vielmehr konstituierte sich 
Finnland unter Mitwirkung der Stande auf dem Landtage 
zu Borgo als besonderer Staat unter dem russischen Kaiser 
als Grofsfiirsten. Erst nach diesen Vorgfingen wurde am 
17. September 1809 der Friede zwischen Rufsland und 
Schweden abgeschlossen. Dieser erkannte lediglich den be- 
stehenden Zustand an. Nachdem in dem Friedensvertrage 
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die neue Regelungder Reehtsverh&ltnisse Finnlands historisch 
erwâhnt ist, verzichtet der Kônig von Scliweden zu Gunsten 
des Kaisers von Rufsland auf aile Ansprüche hinsiclitlich 
des von letzterem eroberten Gebietes. Im Jahre 1811 
wurden auch die früher an Rufsland abgetretenen Teile 
Finnlands als Provinz Viborg wieder mit dem Grofsfürsten- 
tum vereinigt. 

Das Verhaltnis, in welches Finnland durch diese Vor- 
gftnge zu Rufsland getreten ist, hat man als Personalunion 2 , 
als Realunion 3 und als vollstündige Inkorporation 4 be- 
zeichnet. Thatsachlich fallt aber die Verbindung unter 
keinen dieser BegrifFe. 

Durch die geschilderten historischen Ereignisse ist 
nicht etwa ein selbstandiges neues Subjekt des Vôlker- 
rechtes geschafFen worden *. Schweden selbst bat Finnland 
nur an Rufsland abgetreten, und kein anderer europaischer 
Staat hat Finnland als solchen anerkannt. Es tritt daher 
nur Rufsland, welches in internationaler Beziehung Finn- 
land deckt, mit anderen Staaten in Verkehr. Vôlker- 
rechtlich, d. h. dritten Staaten gegenüber, ist also Finnland 
kein besonderer Staat, sondern ein Teil des russischen 
Reiches. 

Schon aus dieser Thatsache ergiebt sich, dafs es zu 
Rufsland nicht blofs in dem Verhaltnisse der Personalunion 
auf Grund einer zufttlligen PersonenidentitSt des russischen 
Kaisers und des finnischen Gfofsftirsten steht, sondern sich 
in einer untrennbaren Rechtsgemeinschaft mit Rufsland be- 
findet. Es besteht daher kein besonderes finnisches Thron- 
folge- und Regentschaftsrecht, sondern der jeweilige Ver- 
treter der russischen Herrschermacht regîert mit Not- 


s Gothaer geneaiogisches Taschenbiicli 1881, S. 915. 

3 Geffcken bei Heffter, Vôlkerreclit § 20 N. 3; Meclielin, Staats- 
recht S. 249. 

4 Jellinek, Staatenverbindungen 8. 71. 

5 Dies wird auch anerkannt von Mechelin a. a. O. im Widersprucho 
mit der Behauptung, dafs eine blofse Union zwisehen zwei Staaten vor- 
liege. 
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wendigkeit auch in Finnland. Flir eine Realunion fehlt 
aber die einer solchen wesentliche Qleichstellung der ver- 
bundenen Staatswesen auf Grand vClkerrechtlichen Ver- 
trages, da Finnland die volkerrechtliche PersOnlichkeit 
überhaupt nicht besitzt. Gleichwohl ist Finnland keine 
russische Provinz, wie es früher eine schwedisehe war. 
Vielmehr bildet es im Verhültnisse zu Rufsland einen be- 
sonderen Staat, der nach Mafsgabe seiner eigenen Ver- 
fassung und seiner eigenen Gesetze regiert wird. 

Das Verhaltnis Finnlands zu Rufsland ist demnach, 
um an ein bekannteres Beispiel anzuknllpfen, genau das- 
selbe, wie dasjenige Bulgariens zur Türkei sein würde, 
wenn der Sultan gleichzeitig Fiirst von Bulgarien wftre. 
Denn in beiden Fftllen fehlt dem kleineren Staate die selbst- 
stiindige internationale Existenz , er ist Staat nur gegen- 
iiber seinen eigenen Unterthanen und gegenüber dem Staate, 
mit dem er verbunden ist, wfthrend er im internationalen 
Verkehre von dem letzteren vertreten wird. 

2. Rufsland und Polen®. 

Der grôfete Theil des Herzogtums Warschau wurde 
durch die Wiener Kongrefsakte mit Rufsland vereinigt. 
Dabei sicherte der Kaiser von Rufsland dem Lande eine 
gesonderte Verwaltung zu und nalim neben seinen anderen 
Titeln den einds Kônigs von Polen an. Der Kaiser tiber- 
nahm durch Manifest vom 20. Juni 1815 die ihm zu- 
gesprochene Herrschaft und versprach — wozu er durch 
die Wiener Kongrefsakte nicht verpflichtet war — , dem 
Lande eine besondere Verfassung geben zu wollen. Diese 
Verfassung wurde am 25. Dezember 1815 einseitig vom 
Kaiser erlassen. In § 1 enthielt sie die Bestimmung: „Das 
Kônigreich Polen ist auf ewig dem russischen Kaiserreich 
einverleibt“. Im übrigen besafs es ein besonderes Mini- 
sterium, eine besondere Verwaltung, in der nur Polen zu- 
gelassen waren, eine eigene Armee und einen eigenen ge- 
setzgebenden Kôrper. 

6 Vgl. Jellinek a. a. O. S. 71 ff. 

Staats- u. vOlkerrechtl. AbhanSl. I. 5. — lïornhak. 5 
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Auch dieses Verhttltnis liât man als Realunion 7 , als 
ein ganz unregelmafsiges und anomales Verhaltnis 8 oder 
als vollstandige Inkorporation 9 bezeichnet. 

Für die Realunion fehlt aber auch hier die vertrags- 
mâfsige Verbindung koordinierter Staatswesen. Das Konig- 
reich Polen des Wiener Kongresses hat niemals eine selbst- 
stândige internationale Existenz besessen, sondern war und 
blieb im Verhaltnisse zu anderen Staaten ein Teil des 
russischen Kaiserreiclies , das es in seinen internationalen 
Beziehungen deckte. Trotzdem war Polen Rufsland nicbt 
vollstiindig inkorporiert. Seine staatlicke Verfassung kann 
keineswegs mit derjenigen der englischen Kolonien auf eine 
Stufe gestellt werden 10 . Denn bei ihnen bleibt stets die 
Omnipotenz des englischen Parlaments vorbehalten. Über 
dem Konigreiche Polen stand dagegen keineswegs der ab- 
solute russische Kaiser, sondern dieser hatte sich als Kônig 
von Polen verfassungsmiifsig beschrankt und konnte reclitlich 
nicht anders handeln als kraft dieser Verfassung. Wenn 
spater das absolute russische Kaisertum auch in Polen Platz 
griff, so war dies kein in der Verfassung vorgesehener Zu- 
stand, sondern die Folge des Bruchs dieser Verfassung 
durch die polnische Révolution von 1830. Polen stand also 
zu Rufsland genau in demselben Verhaltnisse wie Finnland, 
es war ein Staat ohne sclbststündige internationale Existenz. 

3. Preufsen und Lauenburg 11 . 

Das Herzogtum Lauenburg, welches durch den Wiener 
Kongrefs dem KOnige von Danemark als Entschadigung 
fur Norwegen und zwar als besonderes, zum Deutschen 
Bunde gehoriges Staatswesen überlassen war, wurde durch 

7 Engelmann, Staatsrecbt des Russ. Reickes in v. Marquardsens 
Handbuoh IV, 2, 1, S. 12. 

8 Wlieaton, Eléments du droit international lîd. 1, S. S3; Phillimore, 
Commentaries Bd. 1, S. 89. 

9 Calvo, Droit international Bd. 1, S. 151; Jollinek, Staatenver- 
bindungen S. 71 ff. 

Jellinek a. a. O. S. 75. 

n Vgl. Bornliak, Preufsisches Staatsreclit, Freiburg 1888 ff-. Bd. 1, 
S. 222. 
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den Wiener Frieden vora 30. Oktober 1864 von dem Konige 
von Danemark an den Kônig von Preufsen und den Kaiser 
von Osterreieh gemeinsam abgetreten. Letzterer leistete 
jedoeh in der Konvention von Gastein vom 14. August 1865 13 
auf seine Mitbesitzrechte bezüglich des Herzogtums Lauen- 
burg gegen Zablung von 2 500000 Thaler Danisch Verzicht 
zu Gunsten des Konigs von Preufsen, welcher durch Patent 
vom 13. September 1865 von dem Lande Besitz ergrifF. 

Sowohl der Wiener Friede wie die Gasteiner Kon- 
vention waren geschlossen worden von dem Kônige von 
Preufsen als solchen. Damit war das Herzogtum Lauen- 
burg vôlkerrechtlich für den preufsischen Staat erworben 
und Teil von dessen Gebiet l8 . Lauenburg hatte also 
anderen Staaten gegenüber keine reclitliche Existenz mehr, 
wie denn auch Art. 1 der Iîeichsverfassung unter den Staaten 
„Preufsen mit Lauenburg" aufzahlt. Infolge des preufsischen 
Verfassungskonflicktes wurde jedoeh die staatsrechtliche 
Einverleibung Lauenburgs in Preufsen nicht vorgenommen. 
Vielmehr blieb es in allen seinen inneren Angelegenheiten 
ein selbstandiges von Preufsen versehiedenes Staatswesen, 
bis mit beiderseitiger Zustimmung im Jahre 1876 die voll- 
standige Einverleibung erfolgte 14 . 

Die unvollstandige Inkorporation entspricht insofern 
dem Verhaltnisse der Suzeranetat, als die einheitliche 
Staatsgewalt unter verschiedene Trager gespalten ist derart, 
dafs der Oberstaat nach aufsen fremden Machten gegenüber, 
der Unterstaat im Innern die Staatsgewalt vertritt. Aber 
erst beide in ihrer untrennbaren Verbindung machen den 


12 Aegidi und Klauhold, Staatsarchiv Bd. 9, S. 288. 

13 Der Ministerprâsident Graf Bismarck bebauptete in seiner iiede 
im Abgeordnetenhause vom 3. Fetiruar 1866 — Spemannsche Ausgabe 
Bd. 2, S. 240 ff. — , dafs der Kônig über das Herzogtum frei verfügen 
und es in Personalunion zu Preufsen setzen dürfe. Dem stand jedoeh 
entgegen, dafs das Herzotum bereits fiir Preufsen vôlkerrechtlich erworben 
war und ihm demnach nur durch einen neuen vôlkerrechtlichen Akt 
wieder entzogen werden konnte. Ein solcher ist aber nicht erfolgt und 
deshalb kann von einer Personalunion keine Rede sein. 

u Vgl. Preufs. Ges. vom 23. Juni 1876 — G. S. 1876, S. 169 — . 

5 * 


Digitized by Google 



68 


I. 5 

Staat an sich ans, erst beide zusammen sind im Besitze 
der staatlichen Souveranet&t. Von der Suzerftnetfit unter- 
scheidet sich die unvollst&ndige Inkorporation nur dadurch, 
dafs der Herrscher der beiden Staat en derselbe ist. Wahrend 
ferner das SuzerUnetiitsverhfiltnis die politische Tendenz in 
sich trâgt, sich zur vollstandigen Unabbàngigkeit des Unter- 
staates zu entwickeln, strebt die unvollstândige Inkorporation 
dahin, zu einer vollstandigen zu werden. Es geschieht dies 
entweder durch ein beiderseitiges Abkommen wie bei Lauen- 
burg oder durch gewaltsame Einverleibung infolge einer 
Révolution wie bei Polen oder dadurch, dafs allmühlich die 
wichtigeren Verwaltungszweige des Unterstaates mit der 
Verwaltung des Oberstaates verschmolzen werden, wie dies 
bei Finnland angebahnt ist. 
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§ 7 . 

Die Accession. 


Die Accession bildeteinRechtsverhaltnis, welches gegen- 
tiber einem S tante in dera ganzen Umfange seines Gebietes 
erst in einem einzigen Falle, nfinjlich gegeniiber dem Fiirsten- 
tume Waldeck dnrch Preufsen durchgeflihrt worden ist. 
Gleichwohl hat es eine allgemeinere Bedeutung, da nach 
seiner Natur seine weitere Verbreitung gegeniiber lebens- 
unfehigen Staatswesen, die man gleichwobl âufserlich er- 
halten will, nicht ansgeschlossen erscheint. 

Das Accessionsverhâltnis wurde zunâchst durch Staats- 
vertrag zwischen Preufsen und Waldeck vom 18. Juli 1867 
auf zehn Jahre begrlindet, demnJtchst durch Vertrag vom 
24. November 1877 auf zehn Jahre erneuert und endlich 
durch Vertrag vom 2. Mitrz 1887 vorbehaltlich einer beiden 
Teilen zustehenden Kündigung auf unbestimmte Zeit ver- 
lângert. Als Z week des Verhâltnisses wird es in dem 
zweiten Vertrage bezeichnet, „den Fürstentümern Waldeck 
und Pyrmont auch fernerhin eine Erleichterung der ihnen 
durch ihre Zugehorigkeit zum Deutschen Reiche auferlegten 
Lasten zu verschaffen." 

Nach diesen Vertragen führt Preufsen die gesamte 
innere Verwaltung mit Ausnahme derjenigen des fürstlichen 
Konsistoriums als Oberkirchenbehorde und des Domanial- 
vermôgens. Die allgemeine Verwaltung wird namens des 
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Fürsten in Übereinstimmung mit der Verfassung und den 
Gesetzen des Fürstentums durch einen von Preufsen er- 
nannten Landesdirektor geführt. Preufsen bezieht die ge- 
samten Landeseinnahmen und bestreitet sftmtliche Landes- 
ausgaben mit Ausnahme derjenigen ftir das Konsistorium 
als Oberkirchenbehôrde. Der Konig von Preufsen übt be- 
ziiglich der innercn Vervvaltung die voile Staatsgewalt, wie 
sie dem Fürsten verfassungsmiifsig zusteht. Er kann ins- 
besondere die Behorden nach seinem Gutdünken organi- 
sieren und die Zustflndigkeit der hôheren Instanzen preufsi- 
schen Behorden überweisen. Dem Fürsten bleibt das Be- 
gnadigungsrecht und das Recht der Zustimmung zu Ver- 
fassungsanderungen und gewohnlichen Gesetzen. Doch wird 
der Fürst von letzterem keinen der preufsisehen Verwal- 
tung hinderlichen Gebrauch machen. Desgleichen ist dem 
Fürsten die Vertretung des Staates nach aufsen geblieben, 
die jedoch von dem Landesdirektor unter dessen Verant- 
wortlichkeit ausgeübt wird. Die waldeckische Stimme im 
Bundesrate fiihrt Preufsen. 

Reehtlich ist hiemach die voile Souverftnetüt des wal- 
deckischen Staates unberiihrt geblieben. Diese ist keines- 
wegs ein blofs formales Recht, sondcrn die rechtliche Un- 
abhangigkeitkann jederzeit durch Ktindigung des Accessions- 
vertrages wieder zur Geltung gebracht werden. Vertrags- 
müfsig ist jedoch die Ausübung fast der gesamten Staats- 
gewalt auf einen fremden Staat übertragen, und dadurch 
politisch das Fürstentum in eine Abhftngigkeit von Preufsen 
versetzt, die es kaum als etwas andcres erscheinen lüfst 
als einen preufsisehen Verwaltungsbezirk. 
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( ,| Ein einheitlicher Typus staatlicher Abhangigkeitsver- 
haltnisse lafst sich weder vom vôlkerrechtlichen noch vom 
politischen Standpunkte gewinnen. Die Mannigfaltigkeit 
der historischen Thatsachen wie der politischen Bedürf- 
nisse hat die grôfste Verschiedenheit der Rechtsformen ent- 
stehen lassen. Charakteristisch ist dabei der vielfach vor- 
handene Widerspruch des sprachlichen Ausdrucks wie der 
Rechtsformen mit dem zu befriedigenden politischen Be- 
dtirfnisse. Sprache und Recht scheinen li&ufig weniger da- 
zu bestimmt, das wahre politische Verhaltnis auszudrücken 
als es zu verdecken. 

So sind im Werden begriffene Staaten wie die grofsen 
englischen Kolonien, trotzdem ihr Verhaltnis der politischen 
Unabhangigkeit nahekommt, rechtlich durch vollstandige 
Inkorporation an das Mutterland gebunden. Bei der Pro- 
tektionbezeichnetman Herrschaftsgebiete eines oder mehrerer 
Staaten , obgleich sie blofs eine ausgedehnte kommunale 
Selbststandigkeit, aber nicht die wesentlichen staatlichen 
Eigenschaften besitzen, als Staaten, um durch die staatliche 
Scheinexistenz die Bewohner mit ihrem Schicksale zu 
versëhncn. Noch weiter gehend, liait das Protektorat fur 
das abhangige Gebiet nicht nur den Namen des Staates, 
sondern auch sein rechtliches Wesen aufrecht, um politisch 
seine Abhangigkeit und seinen spateren Untergang um so 
sicherer anzubahnen. in den Übergangsstadien der Suze- 
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rSuetfit und der unvollkommenen Inkorporation endlieh 
spaltet sich die begrifflich einheitliche Staatsgewalt unter 
verschiedene Triiger, einen gegeutiber anderen Staaten und 
einen gegenüber den eigenen Unterthanen, die erst beide in 
ihrer Vereinigung und Verbindung den Staat an sieh und 
dessen Souverünetat vertreten. Diese Spaltung hat jedoch 
die Tendenz, wieder zu einer vollen Konsolidation der 
Staatsgewalt in einem einheitlichen Triiger zu ftihren. Nur 
ist es bei der Suzerttnetât die abhftngige, bei der unvoll- 
kommenen Inkorporation die herrschende Maeht, die all- 
mâhlieh die Flille der Staatsgewalt an sich zieht. Endlieh 
die Accession verbindet die rechtliche Unabhttngigkeit mit 
einer der Einverleibung nahekommenden politischen Ab- 
hangigkeit, lafst aber dabei dem abhangigen Staate die 
rechtliche Müglichkeit offen, durch Auflosung der Accession 
wieder die politische Unabhângigkeit zurtickgewinnen. 

An die Stelle des ungleichen Btlndnisses, das die staat- 
lichen Abhangigkeitsverhaltnisse des Altertums, und der 
Lehnsabhitngigkeit, das diejenigen des Mittelalters beherrscht, 
ist eine grofsereMannigfaltigkeit der politischen Beziehungen 
und der Rechtsformen getreten, die die Zurückführung auf 
einen einheitlichen Typus verbietet. Diese Thatsache ist 
aber nur der lebendige Ausdruck der vielseitigeren und 
verschlungeneren Rechtsbeziehungen , welche die moderne 
Staatenwelt beherrschen. 


Pierer’ache Hofbuohdruckcrei Stephan Geibol de Co. in Altenburg. 
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